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Bayerisches Staatsministerium für
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

ANLAGE 1 zu Drucksache Nr. 5/13
226. Sitzung. 26.02.2013

Bayer. _ Staats min isteri um für Wirtschaft, IrfrastruMur, Verkehr und T^otogie Name
80525 München Dr. Phiiipp Brodbeck

Telefon
Regierungen 0892162-7013

- höhere Landesplanungsbehörde 7. FEB, Seit. Telefax
0892162-3913Ar

E-Mail
Vorsitzende p.brodbeck@
der Regionalen PIanungsverbänd Kos ivtbayern.de
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Ihr Zeichen Bitte bei Antwdrt angeben
Ihre Nachricht vom Unser Zeichen, Unsere Nachricht vom München

[X/2 05.02.2013

Information über neue Rechtsprechung;
Anbjndungs- und EinzeEhandeisziei des LEP

Anlagen; (1) Schreiben des StMWIVTvom 19.09.2011 zum Anbindungs-
ziel des LEP

(2) Schreiben der Landesanwaltschaft Bayern vom 24.01.2013
mit Beschluss des BayVGH vom 3.01.2013 (1 NE 12.2151)

(3) Urteil des BayVGH vom 17.04.2012 (15 N 09.779)
(4) Schreiben des StMWIVT vom 21.12.2010 zur landes-

planerischen Steuerung von Nahversorgungsbetrieben
("1200m2-Regelung")

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Beschluss vom 3.01.2013 hat der 1. Senat des Bayerischen Ver-
waltungsgerichtshofes (BayVGH) das Anbindungsziei des Landesentwick"
lungsprogramms Bayern (B Vi 1.1. Abs. 3 Satz 2 LER) als verbindliches
Ziel der Raumorctnung gemäß Art. 2 Nr. 2 BayLplG bestätigt (Beschiuss
vom 3.01.2013 - 1 NE 12.215, RdNr. 5, vgl. Anlage (2)). Aus der Begrün-
düng des Anbindungsziels sei der Umfang der möglichen Ausnahmen vom

Anbindungsgebot deutlich erkennbar und damit die Voraussetzungen der
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerlchts (Urteil vom 16.12.2010

Hauptgebäude
Prinzregentenstr 28, 80538 München Telefon Vermittlung E-Maif Öffentliche Verkehrsmittei

088 2162-0Abteiiung Landesentwickiung poststelle@stmwivt.bayem.de U4, U 5 (Lehef)
Bayer. Energieagentur Energie innovativ Telefax , Internet 18. 'iOO(Nationaimuseum/
Prinzregenfenstr. 24, 80538 München 0892162-2760 www.stmwivt.bayem.de Haus der Kunst)
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4 C 8.10, RdNr. 9) und des BayVGH (Urteil vom 25.05.2011 .III .l*

15 N 10.1568, RdNr 20) erfüllt. Der 1. Senat des BayVGH stellt hierbei

nicht nur auf den Wortlaut der Zielbestimmung ab, sondern zieht ausdrück-

ich auch deren Begründung für die Bestimmung der Ausnahmevoraus#H

Satzungen heran (RdNr. 5). Der 1. Senat des BayVGH rückt mit dieser Ent-
Scheidung deutlich von der Rechtsauffassung jjes 15. Senats zur Zie!-
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qualität des Anbindungs>gebofe"uncl 'zur Bes^mrtifflg der Ausnahmevoraus-
tJ-

setzungen ab (Urteil vorfr20.04.2011 - 15 N 10.132^, RdNr. 105; siehe da-
zu Schreiben des StMWIVT, Anlage (1)). \
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Mit Schreiben vom 26.07.2011 und 19.09.2011 hatten wir über die Urteile

des BVerwG und des BayVGH informiert, die sich mit der Zielqualität von

Soli-Festlegungen befassen, im Schreiben vom 26.07.2011 haben wir fest-
gestellt, dass es sich bei den Festlegungen des sog. Einzelhandelsziels
(B II 1.2.1.2 LEP) zur Lage im Raum, zur Lage in der Gemeinde und zu
zulässigen Verkaufsflächen, die als Sofi-Vorschriften formuliert sind, um
Ziele der Raumordnung i.S.d. Art. 2 Nr. 2 BayLp!G handelt. Daran ist im

Vollzug des Einzelhandelziels weiterhin festzuhalten; das Urteil des
BayVGH vom 17.04.2012 rechtfertigt keine andere Bewertung.

Der 15. Senat des BayVGH vertritt im Urteil vom 17.04.2012 die Ansicht,

dass B !1 1.2.1.2 Abs. 3 LEP ("zulässige Verkaufsflächen") kein Ziel der

Raumordnung sei (vg!. Urtei! vom 17.04.2012 - 15 N 09.779, RdNr. 50, vgl.

Anlage (3)). Er begründet dies damit, dass es sich bei dem Ziel um eine
Soll-Vorschrift" handele. "Soil-Vorschriften" erfüllten nur dann die Voraus f*h

!1

setzungen für ein Ziel der Raumordnung, wenn der Plangeber dieAbwei-
chungsvoraussetzungen für atypische Sachverhalte mit hinreichender tat-
bestandlicher Bestimmtheit selbst festgelegt habe (vgL RdNr. 22, mit Ver-

weis auf BVerwG, Urteil vom 16.12.2010 - 4 C 08/10, RdNr. 9 - "Rege »K

Ausnahme-Struktur"). Die Voraussetzungen seien bei B U 1.2.1.2 Abs. 3

LEP nicht erfüllt.

Dem ist entgegen zu halten, dass B il 1.2.1.2. Abs. 3 Säte 1 LEP als "Soll-
Vorschrift" durch Satz 2 dieses Ziels konkretisiert wird. Satz 2 ist nicht als

"Soll-Vorschrift" formuliert: "Einzeihandelsgroßprojekte dürfen, soweit in
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ihnen [...]". Ausschließlich Satz 2 enthält die bei der ZulässEgkeit der Ver-
kaufsflächen zu prüfenden verbindlichen Festlegungen. Auf diesen Ge-
sichtspunkt geht der 15. Senat des BayVGH in seiner Entscheidung nicht
ein.

Davon unabhängig erfülft Ziel B II 1.2.1.2. Abs. 3 LEP aber auch die vom
BVerwG entwickelten Merkmale für ein Ziel der Raumordnung in Form ei-
ner"Soll-Vorschrift" ("Reget-Ausnahme-Struktur"). B 111.2.1.2. Abs. 3 Satz 3

LEP ("Mindestbetriebsgröße") ist als Ausnahmeregelung zu B f! 1.2.1.2.
Abs. 3 Sätze 1 und 2 LEP anzusehen. Auch B U 1.2.1.2. Abs. 4 LEP
("Rückgriff") stellt eine Ausnahmemöglichkeit zu den in Ziei B II 1.2.1.2.
Abs. 3 Sätze 1 und 2 LEP festgelegten "Abschöpfungsquoten" dar. Auf die-
se Gesichtspunkte geht der 15. Senat des BayVGH in seiner Entscheidung
ebenfalls nicht ein. Ziel B l! 1.2.1.2. Abs. 3 LEP ist daher Im Voiizug weiter-
hin als Ziel der Raumordnung zu behandeln, das die Beachtenspfficht nach
Art. 3 Abs. 1 Satz 1 BayLplG sowie die Anpassungspfflcht nach § 1 Abs. 4
BauGB auslöst.

m Urteil vom 17.04.2012 äußert sich der BayVGH auch zur Anwendung
der Ausnahmeregelung des Ziels B II 1.2.1.2 Abs. 1 Satz 2 LEP (vgl.
dazu Anlage (4), "1200 m2 - Regelung"), Der 15. Senat des BayVGH vertritt
die Auffassung, dass es bei der Prüfung, ob eine "Versorgung" im Sinne der
Ausnahmeregelung "vorhanden" sei, nicht auf die Größe der Auswahl oder

des Sortiments ankäme. Entscheidend sei nur, ob eine Versorgung mit dem
Spektrum der Waren des kurzfristigen täglichen Bedarfs vorhanden, nicht
aber wie groß das jeweilige Sortiment sei (RdNr. 28). Dieser Gedanke liegt
auch dem Ministerratsbeschluss vom 21.12.2010 zugrunde, mit dem die bis
dahin restriktive Auslegung des Merkmals der Versorgungssituation aktuali-
siert wurde. Danach ist die Ausnahmeregelung so auszulegen, dass im Er-
gebnis im ländlichen Raum auch in Kleinzentren und nichtzentralen Orten
ein Supermarkt bis zur Mindestbetriebsgröße von 1200 m2 Verkaufsfläche
zulässig ist. Grundlage dieser Auslegung ist die Überlegung, dass eine
"Versorgung" mit dem Spektrum der Waren des kurzfristigen täglichen Be-
darfs dann gewährleistet ist, wenn ein Supermarkt vorhanden ist. Im Voll ^41

zug kann daher, bei entsprechendem Planungswillen der Gemeinde, ein
Supermarkt in Mindestbetriebsgröße in integrierten Lagen aller Gemeinden
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des iändfichen Raums zugelassen werden. Das Urteil des BayVGH vom

17.04.2012 gibt keine Veranlassung, von dieser Auslegung und Vollzugs Ws

praxis zur Anwendung derAusnahmeregetung des Ziels B l! 1.2.1.2 Abs. 1
Satz 2 LEP ("1200 m2 - Regelung") abzurücken.

Mit freundlichen Grüßen

fcL.
/

Schumacher
Ltd. Ministerialrat



Bayerisches Staatsministerium für
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Bayer. Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastrukiur, Verkehr und Technologie Name
S0525 München Herr Heinisch

Tetefon
Regierungen 0892162-7023

- . Höhere Landesplanungsbehörden Telefax
- Höhere Bauaufsichtsbehörden 0892162-3923.t

Regionale Pianungsverbände E-Maii
franzjosef. bei nssch®

Nachrichtlich stmwivt,b@yem,de

Landesanwaltschaft Bayern
KomrpLmaie Spttze n verbände

Ihr Zeichen Bitte bei Antwort angeben
hre Nachricht vom Unser Zeichen, Unsere Nachricht vom München,

IX/2 19.09.2011

Information über neuere Rechtsprechung;
Anbindungsziel des LEP

Anfaqen: (1) Schreiben vom 26.07.2011 mit2Anfagen
(2) Urteil des BayVGH vom 20.04.2011 (15 N 10.1320)
(3) Urteil des BayVGH vom 31.05.2011 (8 N 10.1663)

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Schreiben vom 26.07,2011 hatten wir über die Urteile des BVerwG vom

16.12.2010 (4 C 8/10) und des BayVGH vom 25,05.2011 (15 N 10,1568}
informiert, die sich mit der ZielquaHtätvon SolI-Festlegungen befassen (vgl.
Aniage 1). In diesem Schreiben wurde festgestellt, ctass es sich beim An-

bindungszief des LEP (B VI 1,1 Abs. 3 Satz 2), das als SoII-Vorschrift for-

muliert ist, um ein Ziel der Raumordnung handelt, da sich aus der Zielbe-

gründung Anhaltspunkte für die Reichweite atypischer Fälle ermitteln !as 4»n

sen (vgi. 2. Tiret unter Ziff. 2).

Das Urteil des BayVGH vom 20.04.2011 (Anlage 2) gibt keine Veranlas-

sung, von dieserAuffassung abzurücken.

y
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Dienstgebäude Tel&fon Vermittlung E-MaEI '.%

Prinzregentenstr. 28, 8053B München 08921S2-Ö postste)!e@stmwivt. bsyem.de
Abteilung Landesentwicklung Teiefsx Internet

aWNaficltuaB
Prinzregentensfr, 24, 50538 München 08S 2162-2760 www.stmwrvtfaayem.cte itüdtt IwtfundTiHntEie
Öffentliche Verkefirsmitte): U4, U5.(Lehet); 17,100 (NafionaEmuseum/Haus der Kunst)
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Der 15. Senat des BayVGH hat in diesem Urteil die Auffassung vertreten,

dass u.a. das Anbindungszfef kein Ziel der Raumordnung sei. Er begründet

dies damit, dass das SoiI-Ziel keine hinreichenden Anhaltspunkte für die
Reichweite atypischer Fäi!e böte (Rn. 105 a.E.), insbesondere sich solcheF-

Anhaltspunkte mit hinreichender tatbestandiicher Bestimmtheit weder aus
den LEP-ZieIen.AI 2.4, B Vi 1.1 und B VI 1.5 noch aus weiteren Pianaus-

sagen oder einer Zusammenschau der FestEegungen herleiten ließen
(Rn, 107), Die genannten Festlegungen wiesen nur eine geringe Aussage-
schärfe auf. Hinweise darauf, unter welchen konkreten Umständen von den

p!aneri$chen Forderungen] abgewichen und etwa anderen Vorgaben der
Landespfanung Vorrang eingeräumt werden könne, ließen sich daraus nicht
entnehmen (Rn. 108).

Der 15. Senat des BayVGH geht in seiner Entscheidung nicht auf die Aus-,
führungen des BVerwG zur Heranziehung der Ziefbegründung für die Be-
Stimmung derAusnahmevoraussetzungen ein und setzt sich auch nicht mit
der Begründung zum Anbindungsziei auseinander Das BVerwG hat in sei 1*»t

nern Urteil vom 16.12.2010 eine solche Heranziehung zugelassen (vgl

Schreiben vom 26.07.2011). Anders als der 15. Senat hat der 8. Senat des

BayVGH die Zielbegründung (wie auch dieÄufsteilungsunterlagen und die
Änderungsbegründung) für die Bestimmung der Ausnahmetatbestände he-
rangezogen (BayVGH. Urtei! vom 31.05.2011, 8 N 10.166,3, Rn. 51 und 52).

In der Begründung zum Anbindungsziel sind drei Ausnahmetatbestände
konkret umschrieben (keine Erweiterungsmöglschkeiten aufgrund iand-
schaftiicher Gegebenheiten oder Hauptverkehrstrassen; Angewiesenheit in-i
Bereich der gewerfoiichen Siediungsenfwicklung auf spezifische Standort-
vorteite; keine AnbindungsmöglEchkeit von mindestens 3 ha großen proctu m

ierenden Betrieben im Hinblick auf die Ortsbildgestaltung). Damit genügtz

das ais Sofl-Zief formulierte Anbindungsziel den Anforderungen des

BVerwG.

^

f



3 -

Das Anbindungsziel ist deshalb weiterhin ais Ziel der Raumordnung zu be-
handeln, das die BeachtenspfEicht nach § 4 Abs. 1 Sätze 1 und 2 ROG und
dieAnpassungspfficht nach § 1 Abs. 4 BauGB auslöst

Aus fachlicher Sicht ist auf Folgendes hinzuweisen:

Die Anbindung neuer Baugebiete an bestehende Siedlungseinheiten ist ein

wichtiger Beitrag zur Vermeidung der Zersiedeiung und zur Reduzierung
der Rächeninanspruchnahme. Die Zersiedelung der Landschaft schränkt
die FunktionsfähigkeEt der Freiräume ein und bildet Ansatzpunkfe für eine
weitere Besiedefung im Außenbereich. Durch die Anbindung wird ein fiä-
chen- und energiesparender wirtschaftficher Ausbau und Unterhalt beste-
hender technischer fnfrastruktureinrichtungen erreicht.

Angesichts der Herausforderungen durch die demographischen Verände-
njngen, die Energiewende und den Klimawandef gewinnen diese Aspekte
zunehmend an Bedeutung.

Die höheren Bauaufsichtsbehörden werden gebeten, die unteren Bauauf-
sichtsbehörden sowie die Gemeinden zu unterrichten.

Dieses Schreiben ergeht im Einvernehmen mit der Obersten Baubehörde
im Staatsministerium des Innern.

Mit freundlichen Grüßen

c rei<

Minisferiaidirigetit
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Landesanwaltschaft Bayern . postfsch 34 01 48 . 80098 München

Oberste Baubehörde im Bayer. Staatsministerium des Innern
Bayer. Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie
Regierungen
Regierungen als Prozessvertretung, Vertreter des öffentlichen Interesses
Kommunale Spiteenverbände
Landratsamt Erding

l

24.01.2013
\

Wichtige neue Entscheidung

BauDlanungsrecht Recht der Raumordnuna und Landespfanuna:Anbindunasaebot in
Z!elByL1_1__desLEP2006

§ 1 Abs. 4 BauGB, § 2 Abs. 2 BauGB, § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG; Art. 2 Nr. 2 BayLpiG

Eilantrag im Normenkontrollverfahren einer Kommune gegen Bauieitptanung der
Nachbargemeinde
Anpassungspflicht an Ziele der Raumordnung
Gebot der interkommunalen Abstimmung

Bayerischer Verwaftungsgerichtshof, Beschfuss vom 3, Januar 2013,
Az. 1 NE 12.2151

Orientierunassatz:

Bei dem als sog. "Soll-Ziel" ausgestalteten Erfordernis der Raumordnung in B V11.1
des LER 2006 (sog. Anbincfungsgebot) handelt es sich auch im Lichte der aktuellen

Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts und des Bayer. Verwaltungsge-
richtshofs (vgl. BVerwG, Urteil vom 16.12.2010, Az. 4 C 8,10; BayVGH; Urteil vom
25.05.2011, Az. 15 N 10.1568) nicht um einen Grundsatz, sondern um ein (verbindli-
ches) Ziel der Raumordnung. Der 1. Senat rückt damit im Eiiverfahren von der

Rechtsauffassung des 15. Senats in dessen Urteil vom 20.04.2011,Az. 15 N 10.1320,
zur (mangelnden) ZielqualJtät desAnbindungsgebots ab.

Hinweis: Diese Entscheidung wird gleichzeitig auf unserer Internetseite eingestellt.
wwwJandesanwaltschaft.bavem.de

Dienstgebäude Verkehrsverbindung Telefon: 0892130-280 E-Mail: poststei)e@la-by.bayern.c!e
Ludwigstr. 23 ^.unlw (universität) Te!ef^ 089 2^0-399 Intemet: ht1p://www.lan'desanwaitschaft.bayern.de
80539 München Buslinie 53
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Hinweis:

Der am 28.11.2012 von der Bayer. Staatsregierung beschlossene, überarbeitete Ent-

wurf zur Gesamtfortschreibung des LER hält am Zielcharakter des Anbindungsgebots

(vgl. dort Kapitel 3.3) ausdrücklich fest. Der Entwurf konkretisEert dabei die entspre-

chenden Ausnahmetatbestände, indem er diese aus der Begründung löst und sie

nunmehr in den Text der ZJeffestlegung aufnimmt

*
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Bayerisches Staatsministerium für
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

ANLAGE 1 zu DrucRsache Nr. 5/13
226. Sitzung, 26.02.2013

Bayer. Staafsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technotegie Name
80525 München Dr. Philipp Brodbeck

Telefon
0892162-7013Regierungen /;

0 7. FEB. 20t Seit. Telefax- höhere Landesplanungsbehörde 0892162-3913Bfl

Ä£,
E-Mail

Vorsitzende p.brodbeck@
ivt.bayern.deder Regionalen Planungsverbänd Ko!

3R 2/1 z.A.
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[hr Zeichen Bitte bei Antwort angeben
Ihre Nachricht vom Unser Zeichen, Unsere Nachricht vom München,

X/2 05.02.2013

Information über neue Rechtsprechung;
Anbindungs- und Einzelhandelsziel des LEP

Anlagen: (1) Schreiben des StMWiVTvom 19.09.2011 zumAnbindungs W4

ziel des LEP

(2) Schreiben der Landesanwaitschaft Bayern vom 24.01.2013
mit Beschluss des BayVGHvom3.01.2013(1 NE 12.2151)

(3) Urteil des BayVGH vom 17.04.2012 (15 N 09779)
(4) Schreiben des StMWIVT vom 21.12.2010 zur tandes-

planerischen Steuerung von Nahversorgungsbetrieben ^

("1200m2-Regelung")

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Beschiuss vom 3,01.2013 hat der 1. Senat des Bayerischen Ver-

waltungsgerichtshofes (BayVGH) das Anbindungsziei des Landesentwick-

iungsprogramms Bayern (B VI 1.1. Abs. 3 Satz 2 LEP) als verbindliches

Ziel der Raumordnung gemäß Art. 2 Nr. 2 BayLplG bestätigt (Beschluss

vom 3.01.2013- 1 NE 12.215, RdNr. 5, vgl. Anlage (2)). Aus der Begrün-
düng des Anbindungsziets sei der Umfang der möglichen Ausnahmen vom

Anbindungsgebot deutlich erkennbar und damit die Voraussetzungen der
Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (Urteii vom 16.12.2010 -

Hauptgebäude
Prinzregenlenstr 28, 80538 München Telefon Vermittlung E-Mail Öffenüfche Verkehrsmitte!
Abteilung Landesentwickiung poststelie@stmwivt.faayem.de U4, US (Lehei)089 2162-ß

Bayer. Energieagenfur Energie InnovatEv Telefax, Internet 18, 100 (Nationaimuseum/
Prinzregentenstr. 24, 80538 München 0692162-2760 www.stmwivt.bayern.de Haus der Kunst)
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4 C 8.10, RdNr. 9) und des BayVGH (Urtei! vom 25.05.2011 .Il II»

15 N 10.1568, RdNr. 20) erfüllt. Der 1. Senat des BayVGH stellt hierbei

nicht nur auf den Wortlaut der Zielbestimmung ab, sondern zieht ausdrück-

[ich auch deren Begründung für die Bestimmung der Ausnahmevoraus <I*t

setzungen heran (RdNr. 5). Der 1. Senat des BayVGH rückt mit dieser Ent '1%

Scheidung deutlich von der Rechtsauffassung ^s 15. Senats zur Ziel-
ii
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qualität des AnbindungsgebÖts::und'zur Besdm»i®iy der Ausnahmevoraus-
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setzungen ab (Urteil vom 20.04.2011 - 15 N 10.132^ RdNr. 105; siehe da-
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zu Schreiben des StMWIVT. Anlage (1)).
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Mit Schreiben vom 26.07.2011 und 19.09.2011 hatten wir über die Urteile

des BVerwG und des BayVGH informiert, die sich mit der Zielquaiitat von

Soit-Festlegungen befassen, im Schreiben vom 26.07.2011 haben wir fest-

gestellt, dass es sich bei den Festlegungen des sog. Einzelhandelszieis
(B II 1.2.1.2 LEP) zur Lage im Raum, zur Lage in der Gemeinde und zu

zulässigen Verkaufsflächen, die ais Soii-Vorschriften formuliert sind, um
Ziele der Raumordnung i.S.d. Art. 2 Nr. 2 BayLplG handelt. Daran ist im

Voltzug des Einzeihandelziels weiterhin festzuhalten; das Urteil des

BayVGH vom 17.04.2012 rechtfertigt keine andere Bewertung.

Der 15. Senat des BayVGH vertritt im Urteil vom 17.04.2012 die Ansicht,

dass B II 1.2.1.2 Abs. 3 LEP ("zulässige Verkaufsflächen") kein Ziel der

Raumordnung sei (vgL Urteil vom 17.04.2012 - 15 N 09.779, RdNr. 50, vgL

Anlage (3)). Er begründet dies damit, dass es sich bei dem Ziel um eine
"Soll-Vorschrift" handele. "So! 1-Vorsch ritten" erfüllten nur dann die Voraus-

setzungen für ein Ziel der Raumordnung, wenn der Plangeber die Abwei-
chungsvoraussetzungen für atypische Sachverhalte mit hinreichender tat-
bestandlicher Bestimmtheit selbst festgelegt habe (vgl. RdNr. 22, mit Ver-

weis auf BVerwG, Urteil vom 16.12.2010 - 4 C 08/10, RdNr 9 - "Regel mi

Ausnahme-Struktur"), Die Voraussetzungen seien bei B II 1.2.1.2 Abs. 3
LEP nicht erfüllt.

Dem ist entgegen zu halten, dass B II 1.2.1.2. Abs. 3 Satz 1 LEP als "Sof HM-

Vorschrift" durch Satz 2 dieses Ziels konkretisiert wird. Satz 2 ist nicht als

"Soll-Vorschrift" formuliert: "Einzeihandeisgroßprojekte dürfen, soweit in
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ihnen [...]". Ausschließlich Satz 2 enthält die bei der Zulässigkeit der Ver

kaufsflächen zu prüfenden verbindlichen Festlegungen. Auf diesen Ge-

sichtspunkt geht der 15. Senat des BayVGH in seiner Entscheidung nicht
*

ein.

Davon unabhängig erfüllt Ziel B II 1.2.1.2. Abs. 3 LEP aber auch die vom

BVerwG entwickelten Merkmale für ein Ziel der Raumordnung in Form ei-

ner"SoH-Vorschrift" ("Regei-Ausnahme-Struktur"), B II 1.2.1.2. Abs. 3 Satz 3

LEP ("MHndestbetriebsgröße") ist a!s Ausnahmeregelung zu B II 1.2.1.2.

Abs. 3 Sätze 1 und 2 LEP anzusehen. Auch B II 1.2.1.2. Abs. 4 LEP
.1

("Rückgriff) stellt eine Ausnahmemöglichkeit zu den in Ziet BI! 1.2.1.2.

Abs. 3 Satze 1 und 2 LEP festgelegten "Abschöpfungsquoten" dar. Auf die-

se Gesichtspunkte geht der 15. Senat des BayVGH in seiner Entscheidung
ebenfalls nicht ein. Ziel B II 1.2.1.2. Abs. 3 LEP ist daher im Vollzug weiter-
hin als Ziel der Raumordnung zu behandeln, das die Beachtenspf licht nach

Art. 3 Abs. 1 Satz 1 BayLpiG sowie die Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4
BauGB auslöst.

Im Urteil vom 17.04.2012 äußert sich der BayVGH auch zur Anwendung
der Ausnahmeregelung des Ziels B 11 1.2.1.2 Abs. 1 Satz 2 LEP (vgl.
dazu Anlage (4), "1200 m2 - Regelung"). Der 15. Senat des BayVGH vertritt

die Auffassung, dass es bei der Prüfung, ob eine "Versorgung" im Sinne der

Ausnahmeregelung "vorhanden" sei, nicht auf die Größe der Auswahl oder

des Sortiments ankäme. Entscheidend sei nur, ob eine Versorgung mit dem
Spektrum der Waren des kurzfristigen täglichen Bedarfs vorhanden, nicht

aber wie groß das Jeweilige Sortiment sei (RdNr 28). Dieser Gedanke liegt
auch dem Ministerratsbeschluss vom 21.12,2010 zugrunde, mit dem die bis

dahin restriktive Auslegung des Merkmals der Versorgungssltuation aktuali 4t*

siert wurde. Danach ist die Ausnahmeregeiung so auszulegen, dass im Er

gebnis im ländiichen Raum auch in Kleinzentren und nichtzentralen Orten

ein Supermarkt bis zur Mindestbetriebsgröße von 1200 m2 Verkaufsfläche

zulässig ist Grundlage dieser Auslegung ist die Überlegung, dass eine
"Versorgung" mit dem Spektrum der Waren des kurzfristigen täglichen Be 1W-

darfs dann gewährleistet ist, wenn ein Supermarkt vorhanden ist. !m Voll-

zug kann daher, bei entsprechendem Planungswiflen der Gemeinde, ein
Supermarkt in Mindestbetriebsgröße in integrierten Lagen aller Gemeinden
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des ländlichen Raums zugelassen werden. Das Urteil des BayVGH vom

17.04.2012 gibt keine Veranlassung, von dieser Auslegung und Vollzugs **4»

praxis zur Anwendung derAusnahmeregefung des Ziels B II 1.2.1.2 Abs. 1

Satz 2 LEP ("1200 m2 - Regelung") abzurücken.

Mit freundlichen Grüßen

fc^.
Schumacher
Ltd. Ministerialrat
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Bayerisches Staatsministerium für
Wirtschaft, Infrastruktur, Verkehr und Technologie

Bayer. Staatsroin Esten um für Wirtschaft, fnfrastnjkiur, Verkehr und Technologie Name
80525 München Herr Heinisch

Telefon
Regierungen 0892162-7023

- Höhere Landesplanungsbehörden Telefax
- Höhere Bauaufsichtsbehörden 0892162-3823

Regionale Planungsverbände E-Mai!
franzjosef.heinisch®

Nachrichtiich stmwivt.bayem.de

Landesanwaltschaft Bayern
Kommunale Spitzenverbände

ihr Zeichen Bitte bei Antwort angeben
Ihre Nachricht vom Unser Zeichen, Unsere Nachricht vom München

W2 19.09.2011

Information über neuere Rechtsprechung;
Anbindungsziel des LEP

Anfacfen: (1) Schreiben vom 26.07.2011 mit 2Anlagen
(2) Urtei! des BayVGH vom 20.04.2011 [15 N 10.1320)
(3) Urteil .des BayVGH vom 31.05.2011 (8 N 10.1663)

Sehr geehrte Damen und Herren,

mit Schreiben vom 26.07.2011 hatten wir über die Urteile des BVerwG vom

16.12-2010 (4 C 8/10) und des BayVGH vom 25.05.2011 (15 N 10,1568)
informiert, die sich milder ZieiquaHtät von SolI-Festlegungen befassen (vgl.
Anlage 1). In diesem Schreiben wurde festgestellt, dass es sich beim An-

bindungsziei des LEP (B V! 1,1 Abs. 3 Satz 2), das ais SoIWorschrift for-

muliert ist, um ein Ziel der Raumordnung handelt, da sich aus der Zielbe-

gründung Anha!tspunkte für die Reichweite atypischer Fätfe ermitteln las (»fr-

sen (vgl. 2. Tlref unter Zfff. 2).

Das Urtei] des BayVGH vom 20.04.2011 (Anlage 2) gibt keine Veranlas-

sung, von dieser Auffassung abzurücken.

r
-S!

Dsenstgebäude Telefon VennEtäung E-Mail .v

Prinzregenfenstr. 2S, B0538 München 089 2182-0 p ostste l!e @ stmwivt bayem -d &
Abt&ifung Landesentwicklung Teiefax Internet

tetlBIBtu-ltaoaS
Prinzregentenstr, 24,80S3B München 0892162-2760 www.stmwM. bayem .üe muftt li-mfurtdfa fnjfe
öffentiiche Verkehrsmittel: U4, U5 (Lehel); 17, 100 (Nationalmuseum/Haus der Kunst) v
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Der 15. Senat des BayVGH hat in diesem Urteil die Auffassung vertreten,
. dass u.a. das Anbindungszief Rein Ziel der Raumordnung sei. Er begmndet

dies damit, dass das Soli-Ziel keine hinreichenden Anhaltspunkte für die

Reichweite atypischer Fälle böte (Rn. 105 a.E,), insbesondere sich solcher/

Anhaltspunkte mit hinreichender tatbestandllcher Bestimmtheit weder aus
denLEP-ZieIen.Ai2,4,BVI1.1 und B Vi 1.5 noch aus weiteren Planaus-

sagen oder einer Zusammenschau der Festtegungen herleiten ließen
(Rn, 107). Die genannten Festlegungen wiesen nur eine geringe Aussage-
schärfe auf. Hinweise darauf, unter welchen konkreten Umständen von den

planerischen Forderung[en] abgewichen und etwa anderen Vorgaben der
Landesplanung Vorrang eingeräumt werden könne, ließen sich daraus nicht
entnehmen (Rn. 108).

Der 15. Senat des BayVGH geht in seiner Entscheidung nicht auf die Aus-

führungen des BVerwG zur Heranziehung der Zielbegründung für die Be *rtt

Stimmung derAusnahmevoraussetzungen ein und setzt sich auch nicht mit
der Begründung zum Anbindungsziel auseinander. Das BVewG hat in sei-
nern Urteil vom 16.12.2010 eine solche Heranziehung zugelassen (vgl.

Schreiben vom 26.07.2011). Anders als der 15. Senat hat der 8. Senat des

BayVGH die Zielbegründung (wie auch die AufsteHungsunteriagen und die
Änderungsbegründung) für die Bestimmung der Ausnahmetatbestände he-

rangezogen (BayVGH. Urteil vom 31.05.2011, 8 N 10.1663, Rn. 51 und 52).

fn der Begründung zum Anbindungszie! sind drei Ausnahmetatbestände
konkret umschrieben (keine Erweiterungsmöglichkeiten aufgrund fand-

schaftlicher Gegebenheiten oder Hauptverkehrstrassen; Angewiesen heit im
Bereich der gewerblichen Siedlungsentwicklung auf spezifische Standort-
vorteiEe; keine Anbindungsmöglichkeit von mindestens 3 ha großen produ-
zierenden Betrieben im Hinblick auf die Ortsbildgestaltung). Damit genügt

das als Soll-Zie! formulierte Anbindungsziet den Anforderungen des

BVerwG.
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Das Anbmdungsziel ist deshalb weiterhin a!s Ziel der Raumordnung zu be-
handeln, das die Beachfenspflichf nach § 4 Abs. 1 Sätze 1 und 2 ROG und
die Anpassungspffichf nach § 1 Abs. 4 BauGB auslöst.

Aus fachlicher Sicht ist auf Folgendes hinzuweisen:

Die Anblndung neuer Baugebf'ete an bestehende Siedlungseinheiten ist ein

wichtiger Beitrag zur Vermeidung der Zersiedelung und zur Reduzierung
der Flächeninanspruchnahme. Die Zersiedelung der Landschaft schränkt
die Funktionsfähigkeit der Freiräume ein und bildet Ansatzpunkte für eine
weitere Besiedefung im Außenbereich. Durch die Anbindung wird ein flä-
chen- und energiesparender wirtschaftEicher Ausbau und Unterhalt beste-

hender technischer fnfrastnjktureinrichtungen erreicht.

Angesichts der Herausforderungen durch die demographischen Verände"

rungen, die Energiewende und den Klimawande! gewinnen diese Aspekte
zunehmend an Bedeutung.

Die höheren Bauaufsichtsbehörden werden gebeten, die unteren Bauauf-
sichtsbehörden sowie die Gemeinden zu unterrichten.

Dieses Schreiben ergeht im Einvernehmen mit der Obersten Baubehörde
im Staatsministerium des innem.

Mitfreundiichen Grüßen

c rei r

Mintsterialdirfgelijt
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1 NE 12.2151 Großes

Staatswappen

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof
f

in der Normenkontrollsache

Markt ***********

vertreten durch den ersten Bürgermeister i

********** ** ***** ***********

- Antragstelier-

bevollmächtigt:
Rechtsanwäite ******* ******

****** ***** ********

gegen

Gemeinde***************

vertreten durch den ersten Bürgermeister,
************ *** ***** *.********.**.

- Antragsgegnerin

bevollmächtigt:
Rechtsanwälte ************** *** ***********. *** A.**^^^,^^

*)(.**************** *** ****** ********

beigeladen: i-

***** ***********

********* ** ***** ****************

bevollmächtigt:
Rechtsanwälte ***** * ********

************* *** ***..*.* ********

beteiligt:
Landesanwaltschaft Bayern
als Vertreter des öffentlichen Interesses,
********** *.** ***** ********
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wegen

Unwirksamkeit des Bebauungsplans "Gewerbegebiet ******* *********tl

(Antrag nach § 47 Abs. 6 VwGO);

erlässt der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 1. Senat )

durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgerichtshof Dhom,
den Richter am Verwaitungsgerichtshof Lorenz,
den Richter am Verwaltungsgerichtshof Dihm

ohne mündliche Verhandlung am 3. Januar 2013
. folgenden

Beschluss:

. Der am 10. August 2012 bekannt gemachte Bebauungsplan
"Gewerbegebiet s der Antragsgegnerin wird bis****** *********((

zur Entscheidung in der Hauptsache außer Voilzug gesetzt.

II. Die Antragsgegnerin trägt die Kosten des Verfahrens. Der Bei-
-^

geladene trägt seine außergerichtlichen Kosten selbst.

li(. Der Streitwert wird auf 30.000,- Euro festgesetzt.

Gründe:

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung nach § 47 Abs. 6 VwGO hat in
dem beantragten Umfang Erfolg. Er ist zulässig und begründet.

2 1. Der Antragsteiler ist antragsbefugt (vgl. § 47 Abs. 2 Satz 1 VwGO). Er hat sub-
stanziiert dargelegt, dass er durch den streitgegenständlichen Bebauungsplan mögli-
cherweise in seinem Recht auf interkommunale Abstimmung nach § 2 Abs. 2 BauGB
verletzt wird. Dies gilt sowohl im Hinbiick auf den bereits am 10. Juli 2009 bekannt
gemachten Bebauungsp!an "Großmarkt S des Antragstellers als auch im************((

*.
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Hinblick auf die unter Hinweis auf eine Verträglichkeitsuntersuchung und die dort
errechneten Umsatzrückgänge geltend gemachte Gefährdung von Versorgungsbe-
reichen im Gebiet des Äntragstellers.

3 Das allgemeine Rechtsschutzinteresse ist nicht deshalb zu verneinen, weil der An-
tragstelter gegen eine auf der Grundlage des angegriffenen Bebauungsplans dem
Beigeladenen erteilte Baugenehmigung einen Antrag auf einstweiligen Rechtsschutz
gestellt hat. Nach ständiger Rechtsprechung des Senats sind die Rechtsschutzmög-
lEchkeiten des § 47 Abs. 6 VwGO einerseits und des Individuafrechtsschutzes nach

§ 123 VwGO oder § 80 Abs. 5, § 80a VwGO andererseits grundsätzlich gleichwertig
(vgl. BayVGH, B. v. 28.7.1999 - 1 NE 99.813 ~ BayVB! 2000, 628/629). Insoweit gilt

nichts anderes wie Im Hauptsacheverfahren zwischen dem Normenkontrollverfahren
nach § 47 VwGO einerseits und den Verfahren des Individualrechtsschutzes ande-

rerseits. Wegen des unterschied!ichen Streitgegenstands und des sich daraus erge-
benden unterschiedlichen gerichtlichen Prüfungsprogramms besteht kein Konkur-
renzverhältnis und daher auch keine afigemeine Subsidiarität Vielmehr handelt es
sich um unterschiedliche Rechtsschutzformen, die g!eichberechtigt nebeneinander
stehen und grundsätziich parallel in Anspruch genommen werden können. Im vorlie-
genden Fall erstreckt sich das genehmigte Bauvorhaben nur auf einen Teil des über-
planten Bereichs, so dass dem Antragsteller schon deshalb das Rechtsschutzinte-
resse für den Antrag nach § 47 Abs. 6 VwGO. nicht abgesprochen werden kann.

4 2. Der Erlass der einstweiligen Anordnung ist im Sinn von § 47 Abs. 6 VwGO drin
gend geboten. Da die begehrte Anordnung im Vorgriff auf die nachfolgende Normen-
kontrollentscheidung ergeht, kommt es in erster Linie darauf an, ob nach der summa-
rischen Prüfung im Eilverfahren ein Erfolg des Normenkontroilantrags absehbar ist
(vgl. BayVGH, B.v. , 23.7.2007 -15 NE 07.1226 juns;

*

B.v. 11.4.2007

-2 NE 06.2783 - juris; NdsOVG, B.v. 1.2.2006 - 9 MN 40/05 - Juris). Nach derzeith
gern Erkenntnisstand hat die Antragsgegnerin gegen das Zersiedelungsverbot
verstoßen (a) und dem interkommunalen Abstimmungsgebot nicht ausreichend
Rechnung getragen (b), so dass der Normenkontroliantrag des Antragsteiiers vor-
aussichtiich zur Feststellung ,der Unwirksamkeit des Bebauungspians führt. Darüber
hinaus bedarf der Eriass einer einstweiligen Anordnung der für den vorläufigen
Rechtsschutz typischen Dringlichkeit. Davon ist auszugehen, Wenn der Vollzug der
Norm vor einer Entscheidung in der Hauptsache Auswirkungen befürchten lässt, die )

unter Berücksichtigung der Belange des Antragstellers, betroffener Dritter oder der
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Allgemeinheit so gewichtig sind, dass eine vorläufige Regelung mit BHck auf die
Wirksamkeit und Umsetzbarkeit einer für den Antragsteiler günstigen Hauptsache-
entscheidung geboten ist (vgl. BayVGH, B.v. 23.7.2007 a.a.o.; Gerhardt/Bier in
. Schoch/Schneider/Bier, Verwaltungsgerichtsordnung, Stand Juli 2005, § 47
Rn. 164 ff.). Insbesondere das Interesse, irreversible Fakten mit erheblichen Folgen
für öffentliche oder private Belange zu verhindern, die auf der Grundlage einer vor-
aussichtHch unwirksamen Rechtsvorschrift geschaffen würden, stellt einen wichtigen
Grund für den Erlass einer einstweiligen Anordnung dar, ohne dass es angesichts
des objektiven Charakters des Verfahrens nach § 47 VwGO darauf ankommt, ob
durch die angegriffene Norm Belange des Antragsteilers beeinträchtigt werden (vgl.
Ziekow in Sodan/Ziekow, VwGO, 3.Aufl.2010, §47 Rn. 393; Dombert in Finkeln
burg/Dombert/Külpmann, Voriäufiger Rechtsschutz im Verwaltungsstreitverfahren,
6. Auf). 2011, Rn. 604). im vorliegenden Fall würden mit dem Voilzug des angegriffe-
nen Bebauungsplans bauliche Anlagen sowie Erschließungsstraßen und damit Tat-
Sachen geschaffen, die nur schwer rückgängig gemacht werden könnten.

5 a) Nach vorläufiger Einschätzung des Senats verstößt der streitgegenständliche Be-
bauungsptan gegen das Zie! B V11.1 des LandesentwickJungsprogramms ~ LEP 1111111

vom 8. August 2006 (GVB1 S. 471). Demnach so!l die Zersiedelung der Landschaft
verhindert und Neubauflächen sollen möglichst in Anbindung an geeignete
Siedlungseinheiten ausgewiesen werden. Hierbei handelt es sich nicht nur um einen
bei der Abwägung zu berücksichtigenden Grundsatz der Raumordnung, sondern
dem ausdrückEichen Willen des Normgebers entsprechend um ein verbindliches Zie
im Sinn von § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG, das gemäß § 1 Abs. 4 BauGB bei der Bauleitpla-
nung zu beachten ist. Nach gefestigter Rechtsprechung sind landesplanerische
Planaussagen, die als "Soil-Zieie" formuliert sind, nur dann verbindlich, wenn der
Plangeber mit hinreichender Bestimmtheit selbst festgelegt hat, welche Ausnahmen
gelten (vgl. BVerwG, U.v. 16.12.2010 ~ 4C8.10" BVerwGE138, 201; BayVGH,
U.v. 25.5.2011 -15 N 10.1568-juris ). insoweit ist nicht nur der Wortlaut der Zielbe-
Stimmung, sondern auch deren Begründung heranzuziehen. Die Begründung für das
Zersiedelungsverbot bzw. Anbindungsgebot iässt den Umfang der möglichen Aus-
nahmen ausreichend deutlich erkennen. Danach kommen Ausnahmen nur dann in

Betracht, wenn aufgrund der besonderen Fallgestaltung eine Anbindung an beste-
hende geeignete Siedlungseinheiten nicht möglich ist. Im Bereich der gewerblichen
Siedlungsentwjcklung kann eine Ausnahme auch in Betracht kommen, wenn ein
Bauleitplan für ein Vorhaben erstellt wird, das auf spezifische Standortvorteiie ange-



J-,

.-1

v

-5-

wiesen ist, wie Z.B. ein größerer Logistikbetrieb, der einen unmittelbaren Autobahn-

oder Eisenbahnanschluss benötigt (vgl. Kraus, Soiarpark -- Rechtliche Grundlagen
für die Realisierung - Berücksichtigung des Anbindungszieis.in der Bauieitplahung,
BayVB!2010, 618,619t.). Damit unterscheidet sich dieses Zie! der Raumordnung
maßgeblich von der Festlegung in Punkt B V. 1.6 des Regionalplans der Region AI!-
gäu i.d.F. der Bekanntmachung vom 6. Mai 2008 (RABI Schwaben Nr. 6/2008), die
Gegenstand der zitierten Entscheidung des 15. Senats des Bayerischen Verwal-
tungsgerichtshofs gewesen ist.

.^

6 Im vorliegenden Fall dürfte ein Verstoß gegen das Zersiedelungsverbot zu bejahen
sein. Zwar kommen für eine Anbindung grundsätzlich auch an die gemeinsame Orts"
grenze angrenzende Siedlungseinheiten einer benachbarten Gemeinde in Betracht,
doch ist die Anbindung des neu ausgewiesenen Gewerbegebiets nur unzureichend
gelungen. Zwischen der (südlichen) Baugrenze und der nächstgeiegenen Wohnbe-
bauung auf dem Gebiet des Antragstefiers liegen ca. 100 m. Selbst wenn man die-
sen Abstand hinwegdenkt, liegt nur eine punktuelie Anbindung an die nordwestliche
Ecke des Wohngebiets vor. Somit schiebt sich das geplante Gewerbegebiet keiiför-
mig in den Außenbereich hinein. Letztlich handelt es sich zwar um eine verkehrsmä-
ßige Anbincfung an den Kreisverkehr und die dort einmündenden Straßen, nicht aber
um eine siedlungsstrukturelle. Anhaltspunkte, dass das Gewerbegebiet auf die kon-
krete Lage angewiesen und damit nach der Begründung zum Landesentwickiungs-
Programm eine Ausnahme vom Änbindungsgebot angezeigt ist, sind nicht ersichtlich.

7 b) Der streitgegenständHche Bebauungsplan dürfte auch gegen das in §2 Abs. 2
Satz 1 BauGB geregelte interkommunale Abstimmungsgebot verstoßen. Demnach
sind die Bauleitpiäne benachbarter Gemeinden aufeinander abzustimmen. § 2 Abs. 2
BauGB steht in einem engen sachlichen Zusammenhang mit § 1 Abs, 7 BauGB. Das
Jnterkömmunale Abstimmungsgebot stellt eine besondere Aüsprägung des Abwä-
gungsgebots dar. Bef-inden sich benachbarte Gemeinden objektiv in einer Konkur-
renzsituation, so darf keine von ihrer Planungshoheit rücksichtslos zum Nachteil der
anderen Gebrauch machen. § 2 Abs. 2 BauGB verleiht dem Interesse der Nachbar-
gemeinde, vor Nachteilen bewahrt zu werden, besonderes Gewicht. Die Vorschrift
verlangt einen interessenausgieich zwischen den benachbarten Gemeinden und for-
dert dazu eine Koordination der gemeindiichen Belange. Selbst wenn eine Gemeinde
keine p!anerischen Absichten für ihr Gebiet verfolgt oder bereits umgesetzt hat, kann
sie sich gegen unmittelbare Auswirkungen gewichtiger Art auf ihr Gebiet zur Wehr
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setzen. Eine Planung, die durch Auswirkungen gewichtiger Art gekennzeichnet ist,
verstößt allerdings nicht allein deshalb gegen § 2 Abs. 2 BauGB. Auch hier gilt, da^s
selbst gewichtige Belange im Wege der Abwägung überwunden werden dürfen,
wenn noch gewichtigere ihnen im Rang vorgehen. Dabei unterliegt eine Gemeinde,
die ihre eigenen Vorstellungen selbst um den Preis von gewichtigen Auswirkungen
auf die Nachbargemeinde durchsetzen möchte, einem erhöhten Rechtfertigt! ngs"
zwang in Gestalt der Pflicht zur formellen und materiellen Abstimmung (vgL BVerwG,
U.v. 1.8.2002 -4C5.01- BVerwGE 117, 25; B.v. 14.4.2010 4 B 78.09

DVBI2010,839Rn.45).

8 Diesen Anforderungen dürfte die Planung der Antragsgegnerin nicht genügen. Der
Antragsteller hatte erst am 10-Juif 2009 den Bebauungsplan "Großmarkt S ***

bekannt gemacht, der ein Gewerbegebiet festsetzt, in dem die Errichtung*********"

eines Lebensmittelmarktes und eines Getränkemarktes vorgesehen ist. Mit diesem
Gewerbegebiet des Antragstetlers steht das Gewerbegebiet der Antragsgegnerin
objektiv in einer Konkurrenzsituation, weil in einer Entfernung von ca. 500 m eben-
falts ein größerer Einzelhandelsbetrieb für Lebensmittel und ein Einzelhandelsbetrieb
für Getränke zugelassen wird. In der Begründung des angegriffenen Bebauungs-
pians wird hierzu ausgeführt, wegen der verkehrsgünstigen Lage an der Staats-
Straße **** und der Gemeindeverbindungsstraße W* bestehe zu-.*.*** *******************

sammen mit einem fuß^äufigen Einzugsbereich in benachbarten Wohngebieten Inte-
resse, in einem beschränkten Umfang auch Einzelhandetsnutzungen anzusiedeln.
Zu den benachbarten Wohngebieten, von denen die beiden Verbrauchermärkte fuß-
läufig zu erreichen sind, gehören aber nur solche des Antragsteliers, weil die nächst-
gelegene zusammenhängende Bebauung auf dem Gebiet der Antragsgegnerin ca.
900 m entfernt ist. Aufgrund der exportierten Lage an der Gemeindegrenze ist die
Planung generell darauf ausgerichtet, in erster Linie einen auf dem Gebiet des An-
tragsteliers bestehenden Bedarf zu decken. Insbesondere wegen der gegenläufigen
Planung des Antragstellers, diesen Bedarf im Gewerbegebiet "Großmarkt S***-
*********" abzudecken, dürften unmittelbare Auswirkungen gewichtiger Art auf den
Antragsteller zu bejahen sein.

9 Die Erwägungen der Antragsgegnerin lassen nach Aktenlage nicht erkennen, däss
sie bei der in materieller Hinsicht gebotenen Abstimmung die widerstreitenden nach-
barlichen Belange ausreichend abgewogen bzw. auf die schutzwürdigen Interessen
des Antragsteliers ausreichend Rücksicht genommen hat (vgt. BVerwG, U. v.
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15.12.1989 -4 C 36.86 - BVerwGE 84, 209). Sie hat sich insbesondere darauf be-
rufen, dass sie ihr Selbstverwaitungsrecht weiterhin im gesetzlichen Rahmen unge-
schmälert wahrnehmen dürfe. Dabei hat sie offenbar unberücksichtigt gelassen, dass
sich die Schutzwürdigkeit der gemeindlichen Pianungshoheit steigert, wenn sie durch
den Erfass von Bäuleitplänen ausgeübt wurde (vgl. BVerwG, U.v. 8.9.1972
-4C 17.71 - BVerwGE40, 323/330). Da der Antragsteller bereits den Bebauungs-
plan "Großmarkt.S erlassen hatte, hätte sich die Antragsgegnenn hiermit*************

auseinandersetzen und darlegen müssen, warum ihre konkurrierenden Pianungsvor-
Stellungen gleichwohl vorgehen. Entgegen der Auffassung der Antragsgegnerin geht
es hier nicht nur um einen wettbewerbsbezogenen, sondern um einen städtebaulich

*ta

relevanten Nachteil zu Lasten des Antragsteflers. Im Übrigen erscheinen die von der
Antragsgegnerin angeführten eigenen Belange weniger gewichtig, weil nicht erkenn-
bar ist, wie bei Bedarf eine sinnvolle Erweiterung des Gewerbegebiets erfolgen
könnte.

10 Die Antragsgegnerin trägt die Kosten des Verfahrens, weil sie unterlegen ist (§ 154
Abs. 1 VwGO). Es erscheint biiiig, dass der Beigeiadene seine außergerichtiichen
Kosten seibst trägt, wei! er keinen Antrag gestellt und sich damit keinem Kostenrisiko
ausgesetzt hat (§ 154 Abs. 3, § 162 Abs. 3 VwGO).

11 Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 53 Abs. 2 Nr. 2, § 52 Abs. 1 und 7 GKG. Sie
orientiert sich an den Nrn. 1.5 und 9.8.2 des Streitwertkatalogs für die Verwaltungs-
gerichtsbarkeit 2004 (NVwZ 2004, 1327).

T.

12 Dhom Lorenz Dihm
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- kein Dokumenttitel vorhanden --
Bebauungsplan für gro&flächigen Einzelhandel; Anpassung an die Ziele in B.IL1.2.1.2
Landesentwicklungsprogramm (LEP); Abwägung; zentraterVersorgungsbereich; verbrauchernahe
Versorgung

Bayerischer Verwaltungsgerichtshof München 15. Senat, Urteil vom 17.04.2012, 15 N 09.779

1 Abs 4 BauGB, § 1 Abs 7 BauGB, § 1 Abs G Nr 4 BauGB, § 1 Abs 6 Nr 8a BauGB, § 11 Abs 3 BauNVO
Tenor

. Der Bebauungsplan "SO-Verkaufsmarkt" derAntragsgegnerin, bekannt gemacht am 12. März2QQ9, ist
unwirksam.

+

il. Die Antragsgegnerin hat die Kosten des Verfahrens zu fragen.

Das Urteil Esf im Kosfenpunkt voriäufig vollstreckbar. Die Anfragsgegnerin kann die Voilstreckung durch
Sicherheitsleistung in Höhe von 11 Ö v,H. des zu volistreckenden Betrags abwenden, wenn nicht zuvor die
Anfragsteilerin in gleicher Höhe Sicherheit leistet.

V. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

1 Die AntragsteUerin wendet sich gegen den am 16. Oktober 2008 a!s Satzung beschiossenen, am 4. November
2008 ausgefertigten und am 12. Mär2 2009 bekannt gemachten Bebauungsplan "SO-Verkaufsmarkf" der
Antragsgegnerin Der Bebauungsplan ermöglicht auf den Grundstücken R.Nm. 50 und 51 Gemarkung
Neuschönau die Schaffung einer Verkaufsfläche von maximal 900 m2 für einen Einkäufsmarkt mit Bäcker,.
Metzger, Drogerie und Getränkemarkt oder von maximal 1.300 m2 für entsprechende Anbieter, die keine
FunktEonseinheit bilden.

2 Die Antragstelierin ist Wohnung'seigentümerin des Grundstücks Fi.Nr.48/7 Gemarkung Neuschönau in der
Ferienaniage "Am Nationalpark" und zugieich Verwaiterin der Wohnüngseigentümergemeinschaft. Die
Ferienanlage "Am Nationalpark" liegt im PSanbereich des Bebauungspfans "SO-Bäckerwiese", der am 16.
September 1993 a!s Satzung beschlossen, am 14. Juli 1994 ausgefertigt und am selben Tag bekannt gemacht
wurde. In diesem Bebauungsplan ist als Art der bauiichen Nutzung ein Sondergebiet "Ferienhausgebiet mit
fremdenverkehrsgewerblicher Nutzung" festgesetzt. Südöstlich an die Ferienanlage grenzt ein allgemeines
Wohngebiet (Bebauungsplan "An der Badsfraße") an.

3 Die Antragsteiierin hat im Rahmen der vorgezogenen Bürgerbeteiiigung mit einem Schreiben, das am 26. Jun
2008 bei derAntragsgegnerin, einging Einwendungen gegen den Bebauungspian "SO-Verkaufsmarkt"
erhoben und dabei u.a. auf die drohenden Auswirkungen des Plans auf das Ortszentrum von Neuschönau und
die dort ansässigen Geschäfte angewiesen. Mit SchriSsatz vom 9. September 2008, der am darauffolgenden
Tag bei der Antragsgegnerin einging, haben die Antragsfelierbevolimächtigten im Rahmen der Auslegung nach
§ 3 Abs. 2 BauGB^fürdie Wohnungseigentümergemeinschaft sowie für die Antragstellerin zu der Planung
Anregungen und Bedenken vorgebracht und dabei u.a. aufZieie der Raumordnung und Landespianung

hingewiesen. Die Einwendungen wurden in den Gemesnderatssitzungen derAntragsgegnerin am 30. Juli 2008
und 16. Oktober 2008 behandeit. Die Regierung von Niederbayem (SachgebietRaumordnung, Landes- und
Regionalp!anung) wies im Rahmen des g 4 Abs. 1 BauGB mit E-MaiS vom 8. Juii 2008 und Im Rahmen von 4
Abs. 2 BauGB mit E-Maii vom 11. August 2008 darauf hin, dass B.!L1 .2.1.2 LEP zu beachten sei und die
Gesamfverkaufsfiäche für Lebensmittel die maximai zuiässige Größe von 900 m2 nicht überschreiten dürfe.

4 Mit ihren NormenkontrolSanträgen vom 1. Aprii 2009 machen die Antragstellerin und ihr am 29- März 201
verstorbener Ehemann, dessen Erbin sie ist, geltend, ihre abwägungsbeachtiichen Belange seien in die
gemeindliche Abwägung nicht oder nicht mit dem ihnen zukommenden Gewicht eingesfefit worden. Betroffen

http://www.gesetze-bayem.de/iportal/portal/page^sbavürod.osml?ürmtview-tn]fi^.^n ^n m ">m ^
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sei ihr Interesse, von unzumutbarem zusätzlichem Verkehrs- und Gewerbeiärm durch die Planung verschont ^

zu bleiben. Die der Abwägungsentscheidüng zugrunde gelegten immissionsschutzfachiichen Bewertungen des
Sa ch verstand ige nbüros Müiler-BBM gmgen fehlerhaft davon aus, dass das Gebiet der Ferienanlage als,
Sondergebiet mit dem Gepräge eines ailgemeinen Wohngebiets einzustufen sei. Das Ferienhausgebiet besitze
sowohl baupianungsrechtlich wie auch tatsächlich die Schutzwürdigkeit eines reinen Wohngebiets. Der
Bebauungspfan "SO-Bäckerwiese" sei unwirksam, auf seine Festsetzungen (Ferienhäuser, Hotel,
Verwaitungsgebäude) komme es somit nicht an. Das PIahgebiet des unwirksamen Bebauungsplans "SO-
Bäckerwiese" sei aufgrund der prägenden Nutzungsstruktur von der Umgebung abgegrenzt und als faktisches
reines Wohngebiet i.S.d. § 34 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 3 BauNVO zu qualifizieren. Die Abwagungsmängel seien
erhebiich und führten zur Unwirksamkeit des Bebauungspians "SO-Verkaufsmarkt". Im Übrigen werde auf die
Schriftsätze vom 25. Juni 2008 und vom 9. September 2008 verwiesen.

5 Die Antragsgegnerin habe in der Abwägung das in § 34 Abs. 3, § 1 Abs. 6 Nr. 4 und § 2 Abs. 2 Satz 2 BauGB
zum Ausdruck kommende gesetzgeberische Ziei der Erhaltung bestehender zentraler Versorg u ngsbere ich e,
konkret des im Ortskem bestehenden Nahversorgungsbereichs, missachtet oder nicht richtig gewichtel. Über
den Einwand, dass in Anbetracht vorhandener Nahversorgungsmärkte in Umiandgemeinden für den
Verbrauchermarkt kein Bedarf bestehe, habe sie sich mit dem Hinweis auf das Betreiberrisiko hinweggesetzt.
Eine Vertrag lich keitssf u die habe sie wegen der Entfernung nach Grafenau, Spiegelau und Freyung nicht für
nötig gehalten. Eine hinreichende Ermittlung und zutreffende Bewertung der abwägungserheblächen Belange
sei unterblieben. Die Umsetzung des Bebauungspians "SO-Verkaufs markt" würde die bestehenden zentralen .
VersorgungsbereichederAntragsgegnerin im angrenzenden Ortsteilzentrum existenzieil gefährden und
dadurch einen städtebauiichen Missstand begründen.

6 Die Antragsteilerin beantragt festzustellen,

7 der Bebauungspian "SO-Verkaufsmarkt" der Antragsgegnerin vom 16. Oktober 2008 ist unwirksam.

8 Die Antragsgegnerin beantragt,

9 den Antrag abzulehnen.

10 Sie trägt vor, der Bebauungsplan "SO-Verkaufsmarkt" sei forme!! und materieEi rechtmäßig. Der
Fiächennutzungsplan habe im Planbereich ursprüngiich eine Fläche für die Landwirtschaft vorgesehen und sei
im Paralletverfahren zur Aufstellung des angefochtenen Bebauungsplans geändert worden. Im
Bauleitplanverfahren sei eine Umweitprüfung durchgeführt worden. Die. Belange der Antragstefierin seien in der
Abwägung berücksichtigt worden und in die Pianungsentscheidung eingeflossen. Sie sei durch das Grundstück
Fi.Nr. 49 vom Plangebiet getrennt. Der Bereich des Bebauungsplans "SO-Bäckemiese" sei nicht als faktisches
reines Wohngebiet zu qualifizieren. Zudem würden nach dem schalltechnischen Gutachten von Mülier-BBM
vom 24. September 2008 am Immissionsort 1 nahe dem AnfragsfeHeranwesen sogar die Werte der TA-Lärm
für ein reines Wohngebiet eingehaften. Die schalitechnische Untersuchung sei Bestandteil des
Bebauungsplsns und enthalte Angaben zu den Anlieferzeiten. Eine Einhausung der Stefipläfcse und des
Aniieferbereichs sei vorgesehen.

11 Am 20. März 2009 wurde eine Bsugenehmigung für einen Verb rauch ermarkt erteilt. Mit Beschlüssen des
Senats vom 29. März 2010 wurde die aufschiebende Wirkung der dagegen erhobenen Klagen angeordnet.

12 Wegen des Verlaufs des Ortstermins vom 19. April 2011 und der mündlichen Verhandlung vom 11. Oktober
2011 sowie wegen der weiteren Einzelheiten und des Vorbringens der Beteiligten im Übrigen wird'auf die
Gerichtsakten des NormenkontrolSverfahrens, auf die Gerichtsakten beider Rechtszüge in den auf einstweiligen
Rechtsschutz gegen die Baugenehmigung gerichteten Verfahren (Az. 15 CS. 09.2229, 15 CS 09. 2233 und 15
CS 09.2235) und auf die jeweiiigen Behördenakten Bezug genommen.

Entscheidungsgründe

13 Die Entscheidung Rann ohne weitere mündliche Verhandiung ergehen (§ 101 Abs. 2 VwGO).

14 Der Normenkontroilantrag hat Erfolg.

15 A. Der Antrag ist zulässig.

16
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. Die Antragstellerin ist antragsbefugt. Den Antrag kann nach § 47 Abs. 2 Säte 1 VwGO jede natürliche oder
juristische Person stellen, die geitend macht, durch die Rechts Vorschrift oder deren Anwendung in ihren
Rechten verletzt zu sein oder in absehbarer Zeit verletzt zu werden, sowie jede Behörde. Wer einen
Bebauungspian a!s nicht unmittelbar betroffener Dritter ("Pian nach bar") angreift, muss geltend machen, dass
seine aus dem Abwägungsgebof des § 1 Abs. 7 BauGB folgenden Rechte verletzt sein können (BVerwG vom
10.3.1998 NVwZ 1998, 732). Das setzt voraus, dass die Planung einen abwägungserhebiichen Belang der
Antragsteilerin berührt, was hier der Fall ist. Es besteht zumindest die Möglichkeit, dass die Antragsfeiierin,
deren Wohnungseigentum vom Plangebiet durch das Grundstück FI.Nr. 49 getrennt ist, in dem
abwägungsbeachtiichen Belang des Schutzes vor unzumutbaren Lärmimmissionen aus dem Piangebiet
betroffen sein könnte. Nach der schatitech n ischen Untersuchung von Müiler BBM, die der Pianung zugrunde
iegt, werden zwar die [mmissionsrichtwerte der TA Lärm für ein allgemeines Wohngebiet (55 dB(A) tags und

40 dB(A) nachts) eingehalten, wobei a!lerdings der errechnete Beurteilungspegei unter Berücksichtigung der
Vorbelastung nachts 40,1 dB(A) beträgt. Träfe die jedenfalls in Betracht zu ziehende Bewertung der
Antrag ste i ierin zu, dass ihr Wohnungseigentum die Schufzwürdigkeit eines reinen Wohngebiets besitzt (50 dB
(A) tags, 35 dB(A) nachts). wären die immissionsrichtwerte zumindest zur iautesten Nachtsfunde nicht
eingehaifen.

17 l!. Die Antragstellerin ist nicht nach § 47 Abs. 2a VwGO mit ihren Einwendungen ausgeschiossen, weil sie
rechtzeitig, nämisch im Rahmen der Auslegung des Bebauungspianenfwurfs (§ 3 Abs. 2 BauGB) mit am 10.
September 2008 bei derAntragsgegnenn eingegangenem Schreiben Einwendungen erhoben hat.

8 B. Der Antrag ist begründet, weii der Bebauungspian den Zielen der Raumordnung nicht angepasst (§ 1 Abs. 4
BaüGB) und abwägungsfehlerhaft (§ 1 Abs. 7 BauGB) ist.

f

19 l. Der Bebauungspfan "SO-Verkaufsmarkt" der Antragsgegnerin ist den Zieien derRaumordnung nicht
ausreichend angepasst und verletzt deshalb § 1 Abs. 4 BauGB.

20 1. Der Bebauungsplan verstößt gegen das landespianerische Soil-Zie! in Nr. B.[!.1.2.1.2 Ziel 1 Absatz
Landesenhvicklungsprogramm (- LEP - Verordnung über das LandesentwickSungsprogramm Bayern vom
8.8.2006 GVBI S. 471/491). Darin ist bestimmt

21 "Flächen für Einzelhandeisgroßprojekte sollen in der Regel nur in Unterzentren und Zentralen Orten
höherer Stufen sowie in SaecHungsschwerpunkten (geeignete Zentrale Orte) ausgewiesen werden. Soweit
Einzeihandelsgroßprojekte ganz überwiegend dem Verkauf von Waren des kurzfristigen tägiichen Bedarfs
dienen, kommen auchKleinzentren und nichtzentrate Orte in Betracht, wenn diese über keine Versorgung
mit diesen Waren verfügen und sie dem ländlichen Raum angehören.

22 a) B.l!.1.2.1,2 Ziel .1 Absatz 1 LEP beinhaltet ein verbindiiches Ziel der Landespfanung i.S.d. §3 Abs. 1 Nr. 2
ROG. Landesplanerische Aussagen, die als sog. "SoSi-Zieie" formuliert sind. erfütien die Merkma!e eines Ziels
der Raumordnung nur, wenn der Plangeber die Abweichungsvoraussetzungen für atypische Sachverhalte mjt
hinreichender tatbestsndiicher Bestimmtheit selbst festgelegt hat (BVemG vom 16.12.2010 BVerwGE 138, 301
RdNr. 9; BayVGHvom 19.4.2004 VGH n.F. 57, 185/189; vom 20.4.2011 BauR2011, 1775; vom 25,5.2011
KommunaIPraxis BY 2011, 314). So liegt es hier. in der Zieibestimmung sind hinreichend konkret die
atypischen Sachverhafte beschrieben, bei deren Vorliegen eine Abweichung zulässig sein soil (vgl. auch
BayVGHvom 14.8.2008 Az. 1 NE 08.1074 <juris> RdNr. 106). Aus der Begründung zum Entwurf einer
Verordnung über das Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) vom 14.2.2006 (LT-Drs. 15/4835 S. 159)
ässt sich schließen, dass die Formulierung "...sollen in der Regel..." iediglich hen/orhebt, dass in afypischen
Fälien Ausnahmen möglich sind, die Soll-Verbindlichkeif des Zie!s damit aber nicht weiter relativiert werden
soll.

23 b)B.!L1.2-1.2Ziei 1 Absatz 1 LEP ist einschlägig, denn bei dem mit dem BebsuungspSan "SO-Verkaufsmarkf"
ermöglichten Verkaufsmarkt handeit es sich um ein Einzeihandeisgroßprojekf im Sinn des LEP.Nach der
Begründung zum Entwurf einer Verordnung über das Landesenfwicklungsprogramm Bayern (LEP) vom
14.2.2006 (LT-Drs. 15/4835 S. 158 f.) sind Einzelhandeisgroßprojekte die von § 11 Abs..3 BauNVO erfassten
Vorhaben.

24 aa) Der BebauungspSan "SO-Verkaufsmarkt" ermöglicht mit einer Verkaufsfiäche von mehr ais 800 m2, nämlich
900 m^die An sied! unreines großflächigenEinzelhandelsbetriebs i.S.d. § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 BauNVO (vg!,
BVerwG vom 24.11.2005 BVerwGE 124, 364/367).
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25 bb) Der in dem streitigen Bebauungsplan vorgesehene Verkaufsmarkf hat Auswirkungen i.S.d. § 11 Abs. 3
Satz 3 BauNVOaufdieVerwirkiichung der Ziele der Raumordnung und die städtebauliche EntwJckiung und
Ordnung.

26 Ist im Einzeifaii - wie hier - bei einer Verkaufsfiäche von 900 m2 eine Geschossfläche von mehr als 1 .200 m2
zulässig, greift die Vermutung des § 11 Abs. 3 Satz 3 BauNVO ein. Im streitigen Bebauungsplan ist bei einemf

Piangebiet von insgesamt etwa 4.800 m2 Größe auf einer Grundffäche von etwa.32 m x 66 m ein Sondergebiet/

festgesetzt. Geht man von der nachrichtiichen Darsteliung des BauRörpers in der Pianzeichnung aus, hat der
Verkaufs markt Außenmaße von etwa 27,5 m x 57 m, woraus sich eine Fläche des Gebäudes von 1.567 m2 in
einem Geschoss errechnet (§ 20 Abs. 3 Satz 1 BauNVO). Der Bebauungsptan ermöglicht somit bei einer
Gmndfiächenzahl (GRZ) von 0,6 und eher GeschossDächenzah! (GFZ) von 1,2 die Errichtung eines
Verkaufsmarktes mit einer Geschossfläche von deutlich mehr ais 1.200 m2. Der Bauantrag der Beigeiadenen
richtet sich auf eine deutiiche Überschreitung der Geschossfläche von 1 .200 m2 (1.924,76 mz Grundfiäche,
1.454,13 m2 gewerbliche Nutzfläche).

27 c) Es itegt kein atypsscher Fall vor, für den B.ll.1.2.1.2 Ziel 1 Absatz 1 LEP eine Ausnahme vorsieht.

28 Ein Projekt, das.ganz übewiegend dem Verkauf von Waren des kurzfristigen Bedarfs dient, kann nach
B.ll.1.2.1.2Ziei 1 Absatz 1 LEP ausnahmsweise auch in Kleinzentren und in nichtzentralen Orten wie
Neuschönau zulässig sein, wenn sie über keine Versorgung mit diesen Waren verfügen und dem iändlichen
Raum angehören. Der Bebauungsplan "SO-Verkaufs markt" ermöglicht ein Einzelhandelsgroßprojekt, das ganz
überwiegend dem Verkauf von Waren des kurzfristigen, täglichen Bedarfs dient. Sowohl Lebensmittel und
Getränke wie auch DrogerieartikeE gehören zu den Gütern, die in der Regei fägiich gebraucht werden (vgi. die
Definition bei http://www.hande!sw[ssen.de/data/handeSs!exikon/iex_buchstabe.php?iex = k: "Kurzfristiger
Bedarf sind aile Güter, die von Verbrauchern in der Regel unmittelbar nach dem Kauf ge- oder verbraucht
werden. Zum kurzfristigen Bedarf zählen unter anderem aile Nahrungs- und Genussmittel, Blumen, Drogerie-,
Parfümerie- und Kosmetikartikei sowie Zeitungen und Zeitschriften; vgl. auch Begründung zum Entwurf einer
Verordnung über das Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) vom 14.2.2006 LT-Drs. 15/4835 S. 159)..
Neuschönau gehört dem ländiichen Raum an. Es war dort zum maßgeblichen Zeitpunkt des
Satzungsbeschlusses durch die vorhandenen Einzelhandelsgeschäfte eine Versorgung mit dem Spektrum der
Güter des kurzfristigen täglichen Bedarfs vorhanden. In dem Ortsleil Neuschönau der Gemeinde Neuschönau
in der Nähe von Kirche und Rathaus war zu diesem Zeitpunkt ein Edeka-Markt mit 300 m2 Verkaufsfiäche, in
dem Edeka-Markt eine Verkaufsstelle der Bäckerei F., eine Filiale der Bäckerel B., zwei Metzgereien, ein
Schlecker Drogeriemarkt und am Ortseingang im Süden ein Getränke markt vorhanden, Die Antragsgegnerin
macht zwargeltend, das vorhandene Angebot an Waren des kurzfristigen täglichen Bedarfs sei nicht
ausreichend zur Deckung des Bedarfs. Konkrete Anhaltspunkte dafür,-inwiefern das der FaSi sein soil, gibt es
aber nicht. Auf die Größe der Auswahl oder des Sortinnenfs kommt es nach der eindeutigen Formulierung des
LEP sowie nach seinem Sinn und Zweck nicht an. Entscheidend ist nur, ob ~ wie hier - eine Versorgung mit
dem Spektrum der Waren des kurzfristigen täglichen Bedarfs vorhanden ist, nicht aber wie groß das jeweilige
Sortiment Ist. Das Argument der Antragsgegnerin, In den anderen Gemeindeteilen (Altschönau, Schönanger,
Waldhäuser, Grünbach, Forstwald und Katzberg) gebe es keine Versorgung, kann eine Ausnahme vom Soil-
Ziei 1 Absatz 1 des B.!i. 1.2.1.2 nicht begründen, wei! die Planung insoweit die Situation unverändert lässt. Der
im Bebauungsplan vorgesehene Verkaufs markt soil ebenso wie die bestehenden Geschäfte'fm Ortsleii
Neuschönau lokaiisiert sein und würde zur Vor-Ort-Versorgung in den anderen Ortsteilen nichts beitragen.

29 2. Der Bebauungsplan ist ferner nicht an das landespianerische Soli-Ziel sn B.ll.1.2.1.2 Ziel 1 Absatz 2 LEP
(GVB1 2006 S. 471/491) angepasst. Es lautet:

30 "Die Ausweisung so!! in städfebaulich integrierter Lage mit einer den örtlichen Gegebenheiten
entsprechenden Anbindung an den Öffentlichen Personennahverkehr erfolgen. Vom Erfordernis der
städtebaulich integrierten Lage kann in städfebau lichen Randlagen bei Einzelhandelsgroßprojekfen, die
nicht dem Verkauf von Waren der kurzfristigen tägiichen Bedarfs dienen, ausnahmsweise abgesehen
werden, wenn (...)."

31 Die Formulierung ist in Zusammenhang mit B.EI.1.2.1.2. Ziel 1 Absatz 1:LEP zu sehen und baut hierauf auf: ist
ein Einzeihandelsgroßprojekt nach Absatz 1 zuiässig, so!! es gemäß Absatz 2 in städtebauiich infegrierter Lage-
verwirklicht werden. Auch bei Absatz 2 von B.ii.1.2,1.2 Ziel 1 LEP handeites sich um ein verbindiiches Ziel der
Raumordnung (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG), denn es sind darin die atypischen Sachverhalte hinreichend konkret
beschrieben, bei deren Vorliegen eine Abweichung zulässig sein soll (vgl. oben B.[,1.b).
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32 Das Bebauungsplangebiet ist kein städtebaulich integrierter Standort. Zufoige der Begründung zum Entwurf
einer Verordnung über das Landesentwickiungsprogramm Bayern (LEP) vom 14.2.2006 LT-Drs. 15/4835
S.160) ist ein Standort städtebaufich integriert, in einem - insbesondere bauiich verdichteten -

Siedlungszusammenhang mit wesentlichen Wohnanteiien, der Bestandteil eines pianerischen Gesamfkonzepts
mit besonderer Berücksichtigung der Aspekte Städtebau, Verkehr sowie Einzelhandel und Dienstieistungen ist.
Hier fehlt es bereits an der Voraussetzung elnes Siedlungszusammenhangs, denn die beiden überpfanten
Grundstücke liegen im bau plan un gsrechtii chen Außenbereich (§ 35 BauGB). Auch ist der Ortsteil Neuschönau
sehr zersiede!t; ein pianerisches Gesamtkonzept ist nicht erkennbar. Zudem ergeben sich weder aus dem
Bebauungspian noch aus seiner Begründung oder den Pianungsakten Anhaltspunkte, dass das
Bebauungspfangebiet ausreichend an den öffentlichen Personen n ah verkehr angebunden ist.

33 Eine Ausnahme vom Erfordernis des städtebauiich integrierten Standorts kommt nicht in Betracht,-weil das mit
dem Bebauungsplan ermöglichte Einzelhandeisgroßprojekt gerade dem Verkauf von Waren des kurzfristigen
'täglichen Bedarfs dient.

34 3. Der von der Antragsgegnerin ins Feld geführte "Ausgleich" von B.il.1.2.1.2 LEP mit B.fl.1.3.1 LEP kann die
fehlende Anpassung an die Zieie der Raumordnung und Landespfsnung nicht durch eine Abwägung i.S.d. § 1
Abs; 7 BauGB wettmachen.

35 Die Antragsgegnerin macht geltend, dass ein großer Tei! ihrer zahlreichen Uriäubs- und Tagesgäste als
'Sefbstversorger auf ein ausreichendes Warenangebot angewiesen sei. Der Hinweis auf das in B.ii.1.3.1 LEP
formulierte landesplanerische Soli-Ziel, wonach in dem Gebiet "Mittlerer Bayerischer Wald" der
Urlaubstourismus vor ailem durch nachfragegerechte quaiitative Verbesserung der gewerblichen und
Rommunaien Einrichtungen gesichert und weiterentwickelt werden soli, kann die fehiende Anpassung an die
verbindlichen Zieie in B.11.1.2.1.2 Ziel 1 LEP nicht kompensieren. Das Soll-Ziel in B.II.1.3.1 LEP ist nicht
verbindiich (vgi. oben B.LI.b). Bei der Koilision des verbindlichen Ziels in B.II.1.2.1.2 Ziel 1 LEP mit dem
sonstigen Erfordernis der Landesplanung in B.l!.1.3.1 LEP ist-gemäß § 1 Abs. 4 BauGB das verbindiiche Ziel
"vor die Kiammer gezogen". Die Abwägung findet in diesem Faii bereits bei derAufsfeilung des LEP statt. Einer
weiteren Abwägung auf einer nachgeordneten Pianungsstufe gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sind verbindliche Ziele
nicht zugängiich (vg!. BayVGH vom 20. April 2011 a.a.o.).

.36 ii. Der Bebauungsplan ist abwägungsfehlerhaft (§ 1 Abs. 7 BauGB).

37 1. Es liegt ein Abwägungsdefizit vor, weil die Antrag sg eg nenn sich nicht damit auseinandergesetzt hat, welche
Auswirkungen die Planung auf die in Neuschönau vofhandenen Einzeihandelsgeschäfte und damit auf die
Verbrauchern a he Versorgung der Bevölkerung von Neuschönau haben wird. Die Antragsgegnerin hat verkannt,
dass die vorhandenen Einzelhandelsgeschäfte unter dem städtebauiichen GesichtspLinkt der
Verbrauchern a hen Versorgung abwägungserheblich sind. Ferner hat sie verkannt, dass der geplante
Verbrauchermarkt nicht nur Vorteile durch ein vergrößertes Sortiment, sondern auch Nachteile für die
verbrauchernahe Versorgung der Bevölkerung bringen kann, wei! er erkennbar auf motorisierte Kunden'
zugeschnitten und dadurch für Kunden ohne Auto schlechter erreichbar ist a!s die bestehenden Läden.

38 Es iiegf auf-der Hand, dass die Ansiedfung des geplanten Verkaufsmarkts Auswirt<ungen auf den Bestand von
Geschäften im Ortskem von Neuschönau zur Folge haben kann, zuma! die nach dem Bebauungspian
zulässigen Nutzungen "Einkaufs markt, Bäckerei, Metzgerei, Drogerie, Getränkemarkl" identisch mit dem
Warenspektrum der vorhandenen Geschäfte sind. Die Antrag sie i lerin und Neuschönauer Geschäftsleute
hatten im Rahmen der vorzeitigen Bürgerbefeifsgung und der Anhörung i.S.d. § 3 Abs. 2 BauGB nachdrücklich
darauf hingewiesen.

39 2. Die Antrag sgeg nenn hat in ihrer Abwägung Erwägungen angestelit, die die soeben angesprochenen
Belange nicht ausreichend berücksichtigen.

40 In der Sttzungsvoriage für die Gemesnderatssitzung vom 30. Juii 2008, in der die in der vorzeitigen
Bürgerbeteiligung vorgebrachten Einwände behandelt wurden, heißt es zu den Einwendungen der
Antragstelierin und ortsansässiger Ladeninhaber;

41 "Die Befürchtungen der Gewerbetreibenden in Bezug auf den durch den neuen Lebensmittelmarkt
entstehenden Wettbewerb wurden von der Gemeinde zweifelios erkannt. Die Absicherungen von
Existenzen in der freien Marktwirtschaft können nicht Aufgabe der Gemeinde sein. (...) "Mit der Errichtung
und dem Betrieb des Lebensmittelmarktes Edeka-B. wird das Angebot für Artikel des täglichen Bedarfs in
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Neuschönau wesentlich erweitert. Dazu kommt, dass ein weiterer Abfluss von Kaufkraft in umliegende, bis
zu 12 km entfernten Orte Grafenau, Spiegeiau und Freyung abgemindert wird und dadurch auch die
aUgemelne Kaufkraftbindung in Neuschönau gestärkt wird. Insbesondere ist nicht zu übersehen, dass die
nach Grafenau und Hohenau fixierten Ortsteile Schönanger/Grünbach und Katzberg wie auch Waldhäuser
und Altschönau, die nach Spiegelau,.Riede[hütte bzw. St. Oswald und Grafenau ausgerichtet sind, mit der
Kaufkraft wieder nach Neuschönau und damit wieder in die übrigen örtlichen Fachgeschäfte zurückgeführt
wird."

42 Weiter wird in der Sitzungsvorlage für den 30. Juli 2008 ausgeführt:

43 "Der geplante Standort für den Lebensmittelmarkt ist nicht in einem Wohngebiet vorgesehen. Discounter
wie Lid! und Aldi sind i.d.R. in Sondergebieten angesiedelt, da Standorte gewählt werden, welche die
Einkaufskraft von mindestens 10.000 Personen, um dadurch Läden mit Verkau.fsgrößen von 1.250 m2 bis
1.500 m2 realisieren zu können. Ob ein Standort mit etwa 3,000 Personen im Einzugsgebiet - wie es
Neuschönau ist - überlebensfähig sst, liegt im Ermessen und Risiko des Betreibers. Eine
Verträglichkeitsstudie für die Ansiedlung des Lebensmitteimarktes bzw. den Standort erscheint nicht
erforderlich, da die nächsfliegenden Standorte mit größeren Lebensmittelmärkten über 10 km weit entfernt
sind (Grafenau, Spiegelau, Freyung)."

44 In der Niederschrift über Ge mein d erats Sitzung vom 30. Juli 2008 heißt es, es sei die

45 "... freie Entscheidung des Unternehmers, ob er das Risiko eingehen wiil; es ist davon auszugeben, dass
der Investor Recherchen und Marktanaiysen gemacht hat"

46 In der abschließenden Abwägung in der Gern ein deratssitzung vom 16. Qktober 2008 wird zu den
Einwendungen der Ladeninhaber und der Antragstetlerin auf die Abwägung vom 30, Juli 2008 zur
vorgezogenen Bürgerbeteiiigung verwiesen. Nach Nr. 1,2 der Bebauungsplanbegründung reicht "...die
Verkaufsfläche des vorhandenen Lebensmltteleinzelhändiers mit 300 m2 ... zur Deckung des Bedarfs der
Bewohner vom Sortiment her nicht mehr aus. Folge ist eine erhebliche Kaufkraftabwanderung nach Grafenau,
Spiegelau etc.". Nach Nr. 3.1.1 des Umwelfberichts so!!: "...mif dem geplanten Lebens mitte l Supermarkt künftig
die verbrauchernahe Versorgung der Bevöikerung verbessert werden."

47 3. Diese Abwägung genügt den Anforderungen von § 1 Abs. 7 BauGB nicht, denn hiernach ist eine gerechte
Abwägung aller für und gegen die Planung sprechenden öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und
untereinander, a!so auch unter alten mit einem Belang angesprochenen Gesichtspunkten erforderlich. Dazu
können zwar auch ein Kaufkraftabfluss aus der Gemeinde und die Größe des Angebots gehören, wobei
zumindest zweifelhaft scheint, ob der im BebauungspSan ermöglichte Verkaufsmarkt als Volisortimenter
überhaupt geeignet wäre, einem Kaufkraftabfiuss zu den in Grafenau vorhandenen Discountem Einhait zu
gebieten. Ein abwägungsbeachtiicher Aspekt ist aber jedenfalls auch die Mögiichkeif nachteiliger
Auswirkungen auf die verbrauchernahe Versorgung durch die in Neuschönau bereits vorhandenen Geschäfte,
In der Abwägung war eine Würdigung auch unter diesem Blickwinkel vorzunehmen, den die Antragsgegnerin
unberücksichtigt gelassen hat. Das ist unter mehreren Gesichtspunkten rechtserheblich:

48 a) B.ll.1.2.1.2 Ziel: 2 ("Absatz 3" laut LEP-Begründung)LEP(GVBI 2006 S. 471/491 f.) ist in der Abwägung
unberücksichfigt.gebiieben. Dort ist bestimmt:

49 "Durch die Ausweisung von Flachen für die Errichtung und Erweiterung von Einzel h andelsgroßprojekten
soll die Funktionsfähig keit der Zentraien Orte sowie die verbrauche mähe Versorgung der Bevöikerung im
Einzugsbereich dieser .Einrichtungen nicht wesentiich beeinträchtigt werden. Einzelhandeisgroßprojekte
dürfen, soweit in ihnen innenstadtrelevante Sortimente verkauft werden, bei Waren des kurzfristigen
täglichen Bedarfs höchstens 25 v,H. der sortimentspezifischen Kaufkraft im Nahberesch, bei
Siedlungsschwerpunkten ohne Nahbereich im Gemeindegebiet (...) abschöpfen."

50 aa) Verbindlich LS.d. § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG ist dieses Soil-Zie! des LEP nach den oben zu B.i.1 .b) dargeiegten
Grundsätzen nicht, wei! der Plangeber die Abweichungsvoraussetzungen für atypische Sachverhalte nicht mit
hinreichender tatbestandlicher Bestimmtheit se!bst festgelegt hat. Dennoch durfte die Antragsgegnerin dieses
Erfordernis der Raumordnung nicht völiig außer Acht Sassen, sondern musste es gemäß § 4 Abs-. 1 Satz 1 Nr. 1
ROG in die Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB einstellen.

51
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bb) B.ll.1.2.1.2 Ziel 2 ("Absatz 3 laut LEP-Begründung) LEP (GVBI 2006 S. 471/491 f.) ist einschlägig. Für das
Vorhandensein einer "verbrauch em ahe n Versorgung" ist die En-eichbarkeit vom Wohnort aus entscheidend,
die auch fußläufig gegeben sein muss (vgi. BVerwG vom 1.8.2002 BVemGE 117, 25 <juris> RdNr. 29 f.;auch
BVewG vom -21.3.2002 BVerwGE 116, 155 mit Verweis auf § 4 Abs. 2 Nr. 2 BauNVO). Einzeihandel soli nicht
an wohnungsfemen, verkehriich schlecht oder nur mit dem Auto erreichbaren Standorten konzentriert werden,
sondern er soli an den Standorten gesichert werden, die in das städtebauiiche Ordnungssystem
funktionsgerecht eingebunden sind. Das ist für die in Neuschönau bereits vorhandenen Läden zur Deckung
des kurzfristigen täglichen Bedarfs der Fall. Der Sied lungsschwerp unkt von Neuschönau liegt in dem BereFch
um Kirche, Rathaus und Kaiserstraße, wo sich auch die vorhandenen Läden befinden, sowie in der um diesen
Bereich sternförmig angesiedelten Wohnbebauung. in diesem Kembereich. der Gemeinde Neuschönau ist eine

fußläufige Erreichbarkeif der bestehenden Einzeihandelsgeschäfte und eine verbrauchemahe Versorgung der
Bevölkerung mit d em Spektrum der Güter des kurzfristigen täglichen Bedarfs gegeben. Das Plangebief liegt
dagegen nicht innerhaib des Siedlungszusammenhangs, sondern etwa 500 m vom Siedlungskem entfernt und
ist erkennbar in erster Linie auf motorisierte Kunden zugeschnitten. Zwar ist nach dem Vorbringen der
Anfragsgegnerin sichergestellt, dass der im Bebauungspian dargestellte öffentliche Fußweg vom Ortskern zum

Verkaufsmarkt rechtlich und technisch realisierbar ist. Er soll jedoch auf der öffentlichen Neben ve rkehrsflächen
direkt an der Kreisstraße iiegen und wird deshalb sowie wegen der deutlichen Entfernung vom Ortskern für
Menschen ohne Auto und gerade für Ältere und Behinderte im Vergleich zu den vorhandenen
Ladengeschäftgn deutlich schlechter erreichbar sein.

52 Dass für die Definition des Begriffs der verbrauchernahen Versorgung gerade im Interesse aiter Menschen die
Errefohbarkejt eine zentrale Rolle spielt und ihre Gewährieistung ein städtebauliches Zie! darstellt, zeigt auch
die Begründung des Beschlusses des Ausschusses des Deutschen Bundestags für Verkehr, Bau und
Stadfentwicklung (15. Ausschuss) vom 8. November 2006. Die seif 1 - Januar 2007 geltende Fassung des § 1
Abs. 6 Nr. -4 BauGB vom 21 Dezember 2006 (BGBI i S.3316) geht auf diesen Beschluss zurück. Nach seiner
Begründung ist die Erhaltung und Entwicklung zentrater Versorgungsbereiche in den Städten und Gemeinden
von hoher sfädfebauiicher Bedeutung, und zwar zur Stärkung der tnnenentwicklung und der Urbanität der
Städte sowie besonders auch zur Sicherste! i u ng einer wohnortnahen Versorgung, die angesichts der
demografischen Entwicklung besonderen Schutzes bedürfe, namentiich auch wegen der geringeren Mobilität
älterer Menschen (BT-Drs. 16/3308 S.16; vgi. auch Schrödter, BauGB, 7. Auflage 2005, RdNr. 173; BVerwG
vom H.5.1999ZTBR 1999, 279).

53 cc) Wenn es sich bei B.IL1.2.1.2 Zlei 1 Absatz 1 LEP (GVBI 2006 S.471/491) entgegen der hier vertretenen
Auffassung (vgl, oben B.1.1.) nicht um ein verbindiiches Ziel der Landesplanung handeln würde, hätte auch
dieses Erfordernis der Landespfanung zumindest in derAbwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB Berücksichtigung
finden müssen. Erwägungen dazu, warum in Neuschönau afs nicht zentralem Ort ein Einzel han delsgroßprojekt
zulässig sein so!!, obwohl eine ausreichende Versorgung mit den Waren des kurzfristigen täglichen Bedarfs
vorhanden ist, fehlen, so dass auch insoweit ein Abwägungsdefizit vorliegen würde.

54 b) Der Belang der verbrauchemahen Versorgung der Bevölkerung stelit unter dem Aspekt der
m itteiständ ischen Struktur der Wirtschaft auch nach § 1 Abs. 6 Nr. 8 Buchst, a) BauGB einen
abwägungserhebiichen Belang dar. Die Vorschrift soli in Verbindung mit § 11 Abs. 3 BauNVO sichersfelten,
dass "durch die Ansiediung von Einzelhandelsbefrieben an peripheren Standorten nicht die wirtschaftliche
Existenz derjenigen Betriebe bedroht oder gar vernichtet wird, die eine verbräuchernahe Versorgung
gewährieisten" (BVerwG vom 1.8,2002 BVerwGE 117, 25/36; vgi. auch BayVGH vom 27.6.2007 Az-~ 15 CS
07.406). Die Möglichkeit nachtesiiger Wirkungen auf die Verbrauchern a he Versorgung reicht für die
Abwägungserheblichkeit des Belangs aus (BVewG vom 3.2.1984 BVenvGE 68, 342/344 f.). Nach dem
Vorgesagten liegt auch im Hinblick auf § 1 Abs. 6 Nr. 8 Buchst, a) BauGB einAbwägungsdefiZit vor.

55 c) Ein Abwägungsdefizit (§ 1 Abs 7 BauGB) ist ferner im Hinblick auf den abwägungserhebfichen Beiang des §
1 Abs 6 Nr. 4 BauGB gegeben, wonach bei derAufsfefiung der Bsufeitpiäne insbesondere die Erhaltung und
Entwicklung zentraler Versorgungsbereiche zu berücksichtigen ist. Der Belang ist abwägungsbeachtlich^ denn
es liegt auf der Hand, dass der vorgesehene Verkaufsmarkt die Entwicklung und Erhaitung des zentralen
Versorgungsbereichs von Neuschönau berühren kann.

56 Was ein zentraler Versorgungsbereich LS.d. § 1 Abs. 6 Nr. .4 BauGB Ist, ergibt sich aus einer wertenden
Gesamfbetrachtung der städtebaulich reievanfen Gegebenheiten. Zentraler Versorg u n gs be reich ist ein
räumlich abgrenzbarer Bereich einer Gemeinde, der aufgrund vorhandener EinzeShandeisnutzungen eine
Versorgungsfunktion überden unmittelbaren Nahbereich hinaus hat. Er muss nach Lage, Art und
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Zweckbesfimmung eine zentrale Funktion für die Versorgung der Bevölkerung in einem bestimmten, nicht
notwendig übergemeindlichen Einzugsbereich erfüllen. Auch ein Bereich, der auf die Grund- und
Nahversorgung eines bestimmten örtlich begrenzten Einzugsbereichs zugeschnitten ist, kann eine zentrale
Versorgungsfunktion über den unmittelbaren Nahbereich hinaus wahrnehmen. Der Zweck des
Versorgung sb e re ich s in diesem Fall ist die Sicherste) iu n g einer wohnortnahen Grundversorgung der im
Einzugsbereich lebenden Bevöikerung. Ein gewisser, über die eigenen Grenzen hinaus reichender räumlicher
Einzugsbereich mit städtebauiichem Gewicht und damit eine Wirkung über den unmitteibaren Nahbereich
hinaus, muss aber vorhanden sein. Ob dies der Fal! ist, hängt wiederum von Struktur und Größe der Gemeinde
ab (BVerwG vom 17.12.2009 BVerwGE.136, 10 ff.; vom 7.10.2007 BVerwGE 129, 307).

57 Nach diesen Maßstäben bildet der Ortskern von Neuschönau, einer Gemeinde mit insgesamt 2.340
Einwohnern (Stand 31.12.2010), einen zentralen Versorg u ngsbe reich i.S.d. § 1 Abs 6 Nr. 4 BauGB. Er erfüiit
aufgrund der vorhandenen Einzelhandelsnutzungen und !nfrastruktureinrichtungen (Kirche und Rathaus,
Edeka-Markt mit 300 m2 Verkaufsfiäche, in dem Edeka-Markt eine Verkaufsstelle der Bäckerei F., eine Filiale
der Bäckerei B., zwei Metegereien, ein Schiecker Droge riemarkt, eine VR Bank, eine kleine Sparkasse und ein
Landgasthof) die Funktion der Grund- und Nahversorgung der Bevöikerung im unmittelbaren Nahbereich um
die Kaiserstraße im Ortsteil Neuschönau mit den Gütern des kurzfristigen täglichen Bedarfs; Unter
Berücksichtigung der ländijchen Siedlungsstruktur von Neuschönau ist auch ein über die eigenen Grenzen
hinaus reichender räumlicher Einzugsbereich mit städfebaulichem Gewicht und damit eine Wirkung über den
unmitteibaren Nahbereich hinaus zu bejahen. Der Einzugsbereich dehnt sich JedenfalEs auf den stemförmig um
den Ortskem angeordneten Siedlungszusammenhang aus Wohngebiefen aus. Dieser Wirkungsradius des
zentralen Versorg u ngs be reich s hat im Verhältnis zu den sehr zersiedelten, klesnräumigen Verhäitnissen in der
Gemeinde Neüschönau ein ausreichendes städtebauiiches Gewicht, Dahin stehen kann deshaib, ob auch die
Bevölkerung der übrigen OrtsteiSe der Antragsgegnerin ihren kurzfristigen tägiichen Bedarf zumiqdest zu einem
nicht unerheblichen Tel! in Neuschönau deckt.

58 Die Abwägung lässt nicht erkennen, dass die Antragsgegnerin erwogen hat, wie sich der geplante
Verkaufsmarkt auf die Erhaltung des zentralen Versorgungsbereichs auswirken kann.

59 Wenn die Anlragsgegnerin auf die allgemeine Entwicklung hinweist, dass Pkw-orientierte Standorte am
Ortsrand vom Lebensmitteleinzelhandel zunehmend bevorzugt werden, so gibt sie damit die tatsächiichen
Tendenzen der großen Lebensmittelketten wieder, nicht aber die aufgeführten Sandesplanerischen und
städtebaufichen Beiange. Wie die Regelungen des.LEP und des Regionaipians sowie u.a. die Bestimmungen
in § 1 Abs. 6 Nm. 4 und 8 a) BauGB, § 34 Abs. 3 BauGB und § 11 Abs. 3 BauNVO zeigen, wird vielmehr mit
der Landespianung und den Städtebaugesetzen versucht, diese Entwicklung zum Schutz der mitteiständischen
Wirtschaft und der verbrauchernahen Versorgung zu steuern, um zu verhindern, dass Ortszentren veröden.

60 d) Eine ähnliche Zieirichtung wie § 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB hat die in B.iV.4.3 enthaitene Formulierung des
Regionaiplans der Region Donau-Waid. Danach sind historisch gewachsene Geschäfts- und
Dienstieistungszentren in den innenstädten und Ortskernen als Standorte derVersQrgungselnrichfungen von
besonderer Bedeutung; es ist anzustreben, sie in ihrer Funktionsfähig keit zu erhalten, auszubauen bzw.
wieder^ubeieben. Dieses Erfordernis der Raumordnung und Landesplanung ist wie die Erhaltung des zentralen
Versorgungsbereichs zu Unrecht in der Abwägung der Antragsgegnerin gänzlich u n berücksichtigt geblieben.

61 4. Die Fehler im Abwägungsvorgang sind nach § 214 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2 BauGB beachtlich. Sie sind aus
den Normaufsteöungsakten erkennbar und es ist nicht auszuschließen, dass die Antragsgegnerin zu einem
anderen Abwägungsergebnis gekommen wäre, wenn sie die genannten Belange der Raumordnung und
Landesplanung und der § 1 Abs. 6 Nrn. u und 8 Buchst, a) BauGB im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs, 7
BauGB berücksichtigt hätte.

62 Die Ein-Jahres-Frist des § 215 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 BauGB für die Geltendmachung wurde beachtet. !n dem
Normenkontroilantrag vom 1. April 2009 gegen den am 12. März 2009 bekannt gemachten Bebauungspian
wurde zur materiell--rechtliche n Begründung auf das Einwendungsschreiben vom 9. September 2008 und hierin
wiederum auf das Einwendungsschreiben derAntragsteiierin vom 25. Juni 2008 Bezug genommen. In diesen
Schriftsätzen sind die entsprechenden Rügen angesprochen.

63 5. Ob die Abwägung im Hinblick auf eine zusätzliche Lärmbetastung der AntragsteSierin durch das "SO-
Verkaufsmarkt" im'Ergebnss dem Konfliktbewältigungsgebot genügt, braucht unter diesen Umständen.nicht
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entschieden werden. Auf die damit zusammenhängenden Fragen der Schutzwürdigkeit des
Anfragste)!ergrundstücks und der Wirksamkeit des Bebauungspians "Bäckewiese", kommt es nicht mehr an.

64 C. Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 1 VwGO. Die Entscheidung über die vorläufige
Volistreckbarteit der Kostenentscheidung beruht auf § 167 VwGO in Verbindung mit § 708 .Nr. 11, § 711 Satz
ZPO.

65 Gründe für die Zuiassung der Revision (§ 132 Abs. 2 VwGO) gibt es nicht.
<

66 Gemäß § 47 Abs. 5 Satz 2 Halbsatz 2 VwGO ist die Nr. !. der Entscheidungsformei nach Eintritt der
Rechtskraft des Urteils ebenso zu veröffenHichen wie die Rechtsvorschrift bekanntzumachen wäre.

Beschluss

Der Streitwertwird auf 40.000 Euro festgesetzt.
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LEP-Ziei zum großflächigen Einzelhandel;

landesplanerische Steuerung von Nahversorgungsbetrieben

("1200m2-Regelung")

Sehr geehrte Damen und Herren,

im Rahmen der Fortentwicklung des LEP-Ziets zum großflächigen Einzel"

handel kommt der Nahversorgung mit Gütern des kurzfristigen, täglichen
Bedarfs (Lebensmittef, Getränke) insbesondere im ländlichen Raum be-

sondere Bedeutung zu.

Der Minisferrat hat heute beschlossen, ab sofort die Auslegung der Aus-
nahmeregelung des geltenden Einzelhandelsziels für unversorgte Gemein-

den des ländlichen Raums zu aktualisieren. LEP-Zie! B II 1.2.1.2 Abs. 1
Satz 2 laufet:

"Soweit Einzelhandetsgroßprojekte ganz überwiegend dem Verkauf von

Waren des kurzfristigen, täglichen Bedarfs dienen, kommen auch Klein-

Zentren und nichtzentraie Orte in Betracht, wenn diese über keine Versor-

gung mit diesen Waren verfügen und sie dem ländlichen Raum angehören."
l

r
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Dabei können Einzelhandelsgroßprojekte die Mindestbetriebsgröße errei-

chen (LEP-Ziel B II 1.2.1.2 Abs. 3 Satz 3).

Das Merkmal der Versorgungssituation wurde bislang restriktiv ausgelegt,

d.h. dass bereits einzelne Betriebe des Lebensmittelhandwerks (Bäcker,

Metzger) einer Anwendung derAusnahmevorschrifi: entgegenstanden. Die-

ses Merkmal wird ab sofort unter stärkerer Berücksichtigung der In der Ziel-

begründung genannten Gesichtspunkte ("wohnortnahe und zeitgemäße

Vorhaltung der Versorgungseinrichtungen [...] insbesondere im Bereich der

Versorgung der Bevölkerung mit Waren des kurzfristigen, täglichen Be-

darfs") ausgelegt.

Auf dieser Grundlage kann bis zum In-Kraft-Treten eines künftigen Einzel-
handeisziels ab sofort auch in einenn Kleinzenfrum oder nicht zentralen Ort

2im ländlichen Raum em Lebensmitteivollsortimenter bis 1.200 m Verkaufs-

fläche (Mindestbetriebsgröße) landesplanerisch zugelassen werden. Le-
bensmittei-Discounter sind in diesen Orten - nach wie vor - bis zu einer

Verkaufsfläche von 800 m2 (Mindestbetriebsgröße) landesplanerisch zuläs-

sig.

Bei anderen Fallkonsteilationen, insbesondere bei Lage in einem Verdich-

tungsraum, ist für die Zulassung von großflächigen Nahversorgungsbetrie-

ben im Einzelfall ein Zieiabweichungsverfahren nach den gesetzlichen Vor-

aussetzungen erforderiich.

Die Entscheidung, ob die Ansiediung oder Erweiterung eines Nahversor-

gungsbetnebs mit bis zu 1.200 m2 Verkaufsfläche zur Verbesserung der
Nahversorgung erforderiich ist, liegt in der Verantwortung der Jeweiligen
Gemeinde. Unbeschadet hiervon bleibt es für die Gemeinden bei der Not-

wendigkeit, für diese Vorhaben in der Regel Sondergebiete auszuweisen.

Die übrigen Voraussetzungen des Einzelhandelsziels wie die städtebaulich

integrierte Lage bleiben unberührt.

Unabhängig von dieser Neuaustegung wird das Einzelhandelsziel überar-

beitet werden,
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Für Rückfragen stehen Herr Schumacher (089/2162-7020) und Herr Dr.

Fröhlich (089/2162-7042) gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

^üllvn

v

Dr. Robert Schreiber

Ministerialdingent
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